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Herausforderung Sucht

	 2	 Paradigmenwechsel in der Suchtpolitik
Alkohol, Tabak und illegale Drogen. Das sind die drei Territorien der derzei-
tigen Schweizer Suchtpolitik. Doch wird diese Politik den aktuellen Verhältnis-
sen noch gerecht? Nein. Eine zukunftsfähige Suchtpolitik umfasst mehr. Mehr 
als Substanzen, mehr als Abhängigkeit, mehr als Legalstatus, Jugendschutz 
und Verhaltensprävention. Und mehr als gesundheitspolitische Massnahmen. 
Der Bericht «Herausforderung Sucht» setzt die Leitlinien für eine neue 
Suchtpolitik nach dem Public-Health-Ansatz.

	 9	 Migrationsfreundliche Spitäler 
Oft verhindern sprachliche, kulturelle oder soziale Hürden eine effiziente und 
wirksame medizinische Behandlung von Migrantinnen und Migranten. Im 
Rahmen des Nationalen Programms Migration und Gesundheit 2008–2013 
unterstützt das Bundesamt für Gesundheit nun fünf Spitäler in Regionen mit 
hohem Anteil ausländischer Patientinnen und Patienten auf ihrem Weg zu 
Kompetenzzentren für den optimalen Umgang mit Migrantinnen und 
Migranten. Es handelt sich dabei um die zweite Phase im Rahmen des 
europäischen Programms «Migrant-Friendly Hospitals».

	 12	 Online, Sex und Sucht 
Seit der Verbreitung des Internets hat die Anzahl der Menschen, die wegen 
Sexsucht Beratung und Hilfe suchen, zugenommen. Ein Zusammenhang ist 
nicht wissenschaftlich erwiesen, er liegt aber nahe. Das fast unerschöpfliche 
und unbegrenzt zugängliche Web-Angebot an Pornografie und Sex ist vielleicht 
nicht Ursprung, aber Katalysator einer Sexsucht. An der interdisziplinären 
Fachtagung «Online, Sex und Sucht» vom 16. Juni 2010 in Zürich referierten 
und diskutierten Fachleute über Fakten, Ursachen und Interventionsmöglich-
keiten.
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«Herausforderung Sucht». Eine 
Suchtpolitik, die sich auf Abhän-
gigkeit im Bereich Tabak, Alkohol 
und illegale Drogen konzentriert, 
greift heute zu kurz – oder an den 
dringlichsten Problemen vorbei. 
Um aktuellen und künftigen Reali-
täten im Suchtbereich zu begeg-
nen, braucht es ein breiter gefass-
tes Verständnis von Suchtpolitik im 
Sinne des Public-Health-Ansatzes. 
Der Bericht «Herausforderung 
Sucht» beschreibt die Grundlagen 
eines solchen Ansatzes.

Die gegenwärtige Suchtpolitik der 
Schweiz konzentriert sich vornehmlich 
auf die drei Bereiche Alkohol, Tabak 
und illegale Drogen. Jeder dieser Be
reiche wird von einer separaten Fach-
kommission betreut, die untereinander 

bisher wenig Berührungspunkte aufge-
wiesen haben (die Eidgenössischen 
Kommissionen für Alkoholfragen, Dro-
genfragen und Tabakprävention). Diese 
Kommissionen haben in den vergange-
nen Jahren unabhängig voneinander 
und in unterschiedlichem Ausmass an-
gefangen, eine Strategie der öffentli-
chen Gesundheit («Public Health») oder 
Elemente einer solchen Strategie zu ver-
folgen. Im Auftrag des Bundesamts für 
Gesundheit (BAG) haben sie nun einen 
Bericht zur «Herausforderung Sucht» 
und ein neues Leitbild für eine kohären-
te Suchtpolitik ausgearbeitet. 

Inhaltliche Ausweitung  
der Suchtpolitik 

Dieser Bericht fordert im Wesentlichen 
drei inhaltliche Erweiterungen und drei 
strategische Neuausrichtungen. Inhalt-

Unterwegs zu einer zukunftsfähigen Suchtpolitik 
lich soll die Suchtpolitik der Schweiz 
nicht nur die Abhängigkeit im engeren 
Sinn berücksichtigen, sondern vor al-
lem dem problembehafteten Konsum 
Rechnung tragen und die sich laufend 
ändernden Konsummuster mitberück-
sichtigen («mehr als Abhängigkeit»). 
Der Grund hierfür liegt in der Tatsache, 
dass die meisten negativen Folgen des 
Umgangs mit Suchtmitteln nicht auf Ab-
hängigkeit im medizinischen Sinne zu-
rückzuführen sind, sondern auf den 
problematischen Konsum. Weiter soll 
künftig auf die nicht sehr hilfreiche Un-
terscheidung zwischen legalen und ille-
galen Substanzen verzichtet werden 
(«mehr als Legalstatus»). Denn für die 
Ausgestaltung einer effektiven Suchtpo-
litik im Sinne von Public Health ist nicht 
in erster Linie relevant, ob eine Subs-
tanz erlaubt ist oder nicht, sondern wie 

gross ihre Schadenslast ist. Tatsächlich 
verursachen die legalen Substanzen wie 
Tabak und Alkohol den weitaus grösse-
ren gesundheitlichen, sozialen und wirt-
schaftlichen Schaden als illegale Dro-
gen. Darüber hinaus gewinnen derzeit 
weitere legale potenzielle Suchtmittel 
wie Medikamente und Pharmazeutika 
zur psychischen und physischen Leis-
tungssteigerung stark an Bedeutung. 
Schliesslich betonten die Autoren, dass 
eine umfassende Suchtpolitik nicht nur 
Substanzen, sondern auch Verhaltens-
weisen mit Suchtpotenzial wie das 
Glücksspiel miteinbeziehen muss 
(«mehr als Substanzen»). 

Strategie anpassen
Auch die strategische Neuausrichtung, 
die der Bericht skizziert, zeugt von ei-
nem breit gefassten Verständnis von 

Forum

Herausforderung Sucht:  
Ein fruchtbarer Lernprozess

Die Aufgabenstellung war ambitiös: Ein 
Leitbild zu erstellen, das nicht nur Sucht-
mittel, sondern auch Verhaltensweisen 
mit Suchtpotenzial (z. B. Spielsucht) ein-
beziehen sollte. Ambitiös war auch die 
Arbeitsweise: Die drei bundesrätlichen 
Kommissionen im Suchtbereich (Alko-
hol, Tabak, Drogen) sollten diese Arbeit 
gemeinsam an die Hand nehmen. Erst 
recht ambitiös dann die Vorstellung, die 
am Schluss des Berichts formulierten 
Leitsätze umzusetzen. Ein erster Schritt 
ist gelungen: Der Bericht und die Leit
sätze liegen vor.

Das Wort «Sucht» im Titel kann falsch 
verstanden werden. Aber es gibt kein 
besseres deutsches Wort. Es geht ja 
nicht nur und nicht einmal in erster Linie 
um Sucht im herkömmlichen Sinn, son-

dern um individuelle und gesellschaftli-
che Probleme, die sich aus dem Konsum 
von psychoaktiven Substanzen oder aus 
Verhaltensweisen mit psychoaktiver 
Wirkung ergeben. Abhängigkeit kann, 
aber muss dabei nicht vorliegen. 

Es geht auch um Spannungsfelder:
• �auf der einen Seite um die individuelle 

Freiheit zum Konsum und damit allen-
falls zur Selbstschädigung, aber auch 
um die wirtschaftliche Freiheit, Kon-
sumgüter zu produzieren und zu ver-
breiten;

• �auf der anderen Seite um die Rolle des 
Staates, über gesetzliche Erlasse regu-
lierend einzugreifen, um negative ge-
sundheitliche, soziale und ökonomi-
sche Folgen des Konsums in Grenzen 
zu halten.

Im Verlauf der Arbeiten zeigte sich, dass 
es bei den Expertinnen und Experten der 

drei Kommissionen im Grundsätzlichen 
eine gute Übereinstimmung gab, dass 
im Einzelnen aber recht grosse Unter-
schiede bestanden, wie an die Suchtpro-
blematik heranzugehen sei. Alkohol-, 
Tabak- und Drogenpolitik waren bisher 
weitgehend getrennte Bereiche. Die ge-
genseitigen Lernprozesse, die bei der 
Erarbeitung des Berichts stattfanden, 
waren äusserst fruchtbar. 

Der Bericht allein wird die Suchtpolitik 
nicht ändern. Es braucht jetzt einen Fol-
geprozess, der im Bericht mit den Stich-
worten Vermittlung, Vertiefung und Ver-
ankerung bezeichnet wird. So soll zuerst 
einmal ein notwendiges grundsätzliches 
Umdenken gefördert werden, das sich 
an den Gemeinsamkeiten orientiert, die 
bei allen psychoaktiven Substanzen oder 
Verhaltensweisen mit psychoaktiver 
Wirkung vorhanden sind. Hier muss das 
Denken in Kategorien wie «gut» und 

«schlecht» oder «legal» und «illegal» 
überwunden werden. Künftige politische 
Entscheidungen sollten sich zuerst am 
Gemeinsamen orientieren und dann, 
abgestimmt auf die jeweilige Problem-
last, eine differenzierte Regulierung für 
die einzelnen Konsumformen erstellen, 
die ein adäquates Gleichgewicht zwi-
schen individueller Freiheit und sozio-
ökonomischer Problemlast sicherstellt.
Der Bericht «Herausforderung Sucht» 
liefert dazu die notwendigen Grundlagen.

François van der Linde,  
Präsident der Steuergruppe

«Die Saat ist aufgegangen, und jetzt 
hoffen wir, dass der Baum dereinst rei-
che Früchte tragen wird.» Mit diesen 
Worten überreichte Pascal Strupler, Di-
rektor des Bundesamts für Gesundheit 
(BAG), am 1. Juni, anlässlich der Präsen-
tation des Leitbildes für eine kohärente 
Suchtpolitik, den Autorinnen und Auto-
ren zum Zeichen des Danks einen jungen 
Apfelbaum.
Diese Worte unterstreichen, dass die 
Übergabe des Leitbildes im Verständnis 
des BAG nicht nur den Abschluss eines 
Entwicklungsprozesses, sondern gleich-
zeitig den Beginn der nächsten Etappe 
auf dem Weg zu einer kohärenten Sucht-
politik darstellt.
Der Bericht skizziert inhaltliche sowie 
strategische Kernelemente einer zu-
kunftsfähigen Suchtpolitik. Er empfiehlt 
dem BAG zudem, das Leitbild im Rah-

men eines partizipativen Folgeprozesses 
zu einem suchtpolitischen Gesamtkon-
zept weiterzuentwickeln.
Die Arbeiten am Leitbild haben klar ge-
zeigt, dass Sucht und die damit zusam-
menhängenden Probleme eine gesamt-
gesellschaftliche Herausforderung 
darstellen. Somit erfordert die Entwick-
lung einer neuen Suchtpolitik letztlich 
einen gesamtgesellschaftlichen Verän-
derungsprozess. Das BAG sieht seine 
Aufgabe darin, diesen Prozess anzustos
sen und im Rahmen seiner Möglichkei-
ten zu moderieren. Mit diesem Ziel plant 
das BAG die nächsten Schritte. Der Pro-
zess erfordert den Einbezug von weiten 
Kreisen der Fachschaft, Politik, Wirt-
schaft und Öffentlichkeit. 
In einem ersten Schritt wurden die zur 
Tagung vom 1. Juni Eingeladenen be-
reits um eine Stellungnahme und um 

Herausforderung Sucht – nächste Schritte
Anregungen zum weiteren Vorgehen 
gebeten. Die bis Ende September einge-
henden Stellungnahmen und Anregun-
gen werden bis Ende November zu ei-
nem Bericht verarbeitet, der seinerseits 
als Grundlage für die Planung des ei-
gentlichen Prozesses der Vermittlung, 
Vertiefung und Verankerung des Leitbil-
des dienen soll. Der entsprechende 
Massnahmen- und Vorgehensplan wird 
dem Departementschef, Bundesrat Didi-
der Burkhalter, im nächsten Frühjahr zur 
Kenntnis gebracht.
Dabei handelt es sich um einen ergebnis
offenen Prozess, dessen Resultate dem 
Bundesrat Ende 2013 mit Empfehlungen 
zur Ausgestaltung der Suchtpolitik der lau
fenden Dekade unterbreitet werden soll.
Dieses Vorhaben ist ambitiös, angesichts 
der aktuellen politischen und finanziel-
len Rahmenbedingungen. Gelingen wird 

es nur, wenn der zündende Funken, den 
dieses Leitbild zweifelsohne darstellt, 
nicht nur auf den Fachbereich, sondern 
auch auf andere für die Entwicklung der 
Suchtpolitik wichtige Politikbereiche – 
z. B. die Wirtschaft und die Bildung – 
überspringt. Aufgrund erster spontaner 
Rückmeldungen dürfen wir zuversicht-
lich sein, dass das gelingen wird, aber 
klar ist auch, dass bis dahin noch ein 
langer, anstrengender Weg vor uns liegt, 
den wir nur gemeinsam bewältigen kön-
nen. In diesem Sinne laden wir Sie herz-
lich ein, zum Gelingen dieses wichtigen 
Vorhabens beizutragen.

Markus Jann, Leiter Sektion Drogen
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Die Schweiz wird oft als Pionierland gelobt, 
wenn es um Suchtpolitik geht. Doch nicht 
nur sich ändernde gesellschaftliche Reali-
täten (24 –7-Gesellschaft, Beschleunigung 
und unbeschränkte Verfügbarkeit) und neue 
Herausforderungen in der Praxis (z. B. 
Überschneidung von Szenen, Mischkon-
sum) tragen neue Fragen und Herausforde-
rungen an die schweizerische Suchtpolitik 
heran. Vielmehr lassen Erfahrungen aus der 
Praxis ebenso wie wissenschaftliche 
Erkenntnisse die Einsicht reifen, dass 
adäquate Antworten auf die vielfältigen 
Suchtprobleme dank eines integrierten 
Ansatzes erfolgreicher gestaltet werden 
können. 

Eine Steuergruppe, bestehend aus den 
Präsidien und je zwei Delegierten der drei 
ausserparlamentarischen Kommissionen im 
Präventionsbereich – der Eidgenössischen 
Kommissionen für Alkoholfragen, für 
Drogenfragen und für Tabakprävention – , 
haben sich intensiv mit diesen Fragen 
auseinandergesetzt. Am 1. Juni haben die 
Kommissionen ihren gemeinsamen Bericht 
«Herausforderung Sucht – Grundlagen eines 
zukunftsfähigen Politikansatzes für die 
Suchtpolitik in der Schweiz» dem Bundes-
amt für Gesundheit überreicht. Aus gesund-
heitspolitischen Überlegungen steht das 
Leitbild für ein breiteres Verständnis von 
Sucht ein und schlägt eine neue strate-
gische Ausrichtung für die schweizerische 
Suchtpolitik vor. Es mündet in zehn Leitsät-
ze, die diese in einen neuen, substanzüber-
greifenden Rahmen stellen und eine 
sozietale Debatte über neue Wege anregen 
wollen. 

Dies ist Grund genug, Ihnen das Leitbild, 
den Bericht und mögliche erste Auswir-
kungen auf die schweizerische Suchtpolitik 
in dieser Ausgabe von spectra näherzu
bringen. 

Viel Vergnügen bei der Lektüre!

Andrea Arz de Falco
Leiterin des Direktionsbereichs  
Öffentliche Gesundheit
Vizedirektorin Bundesamt für Gesundheit 

Aus erster HandUnterwegs zu einer zukunftsfähigen Suchtpolitik 
Suchtpolitik. Diese soll künftig durch 
kohärente Verhaltens- und Verhältnis-
massnahmen dazu beitragen, die ge-
sündere Wahl zur attraktiveren und 
günstigeren Option zu machen («mehr 
als Eigenverantwortung»). Dabei soll 
der Jugendschutz zwar weiterhin im 
Zentrum stehen, es soll aber auch dem 
Umstand Rechnung getragen werden, 
dass der Anteil alter Menschen immer 
mehr ansteigt und dass sich problembe-
hafteter Konsum und Abhängigkeit kei-
neswegs auf Jugendliche beschränken 
(«mehr als Jugendschutz»). Eine erfolg-
reiche Suchtpolitik bedarf ausserdem 
nicht nur einer gemeinsamem Strategie 
aller Suchtpolitiken, sondern auch der 
Zusammenarbeit mit anderen Politik
bereichen auf allen föderalen Ebenen 
sowie mit der Wirtschaft und der Zivil-
gesellschaft («mehr als gesundheitspo-
litische Massnahmen»).

Leitbild mit zehn Leitsätzen 
Basierend auf diesem umfassenden Ver-
ständnis von Suchtpolitik, haben sich die 
Autoren auf ein bereichsübergreifendes 
Leitbild mit zehn Leitsätzen für eine zu-
kunftsfähige Suchtpolitik geeinigt. Die 
Leitsätze orientieren sich am selben Ziel 
wie der Bericht: der Prävention von pro-
blembehaftetem Substanzkonsum und 
problembehafteten Verhaltensweisen 
sowie der Verminderung der Schadens-
last. Das Leitbild stellt mögliche Ansätze 
vor, wie die bisherigen sektoriellen und 
substanzorientierten Massnahmen in 
eine suchtpolitische Gesamtperspektive 
integriert werden können.

Leitsatz 1: Kohärente Politik
Die Schweiz verfolgt auf der Grundlage 
eines Public-Health-Ansatzes eine ko-
härente Politik in Bezug auf schädlichen 
und riskanten Umgang mit psychoakti-
ven Substanzen und Verhaltensweisen 
mit Suchtpotenzial.

Leitsatz 2: Orientierung am Schadens­
potenzial und der tatsächlichen 
Problemlast
Das suchtpolitische Handeln der 
Schweiz orientiert sich am Schadenspo-
tenzial und der tatsächlichen Problem-
last von Substanzen oder Verhaltens-
weisen mit Suchtpotenzial für das 
Individuum, sein soziales Umfeld und 
die Gesellschaft. Es verabschiedet sich 
damit von einer vereinfachenden Unter-
scheidung zwischen legalen und illega-
len Substanzen und der alleinigen Aus-
richtung auf Abhängigkeiten.

Leitsatz 3: Inhaltliche Ausweitung
Das suchtpolitische Handeln der Schweiz 
umfasst neben Alkohol, Tabak und ille-
galen Drogen auch Medikamente, subs-
tanzungebundene Süchte sowie Produk-
te zur körperlichen und psychischen 
Optimierung. Dabei wird den spezifi-
schen Merkmalen der einzelnen Sucht-
formen Rechnung getragen.

Leitsatz 4: Sicherstellung  
von Behandlung 
Sucht ist eine Krankheit. Menschen mit 

einem problembehafteten Konsum, ei-
nem problembehafteten Verhalten oder 
einer Abhängigkeit haben ein Recht auf 
Behandlung und Betreuung. Auch den 
Angehörigen, Partnern und Kindern 
steht Unterstützung zu. Zugänglich sind 
auch Massnahmen der Früherkennung, 
Beratung, Unterstützung des Ausstiegs 
und der sozialen Wiedereingliederung. 
Der Auf- oder Ausbau eines integrierten 
Angebotes wird angestrebt.

Leitsatz 5: Schadensminderung
Wirksame Massnahmen der Schadens-
minderung beziehen sich auf Konsu-
mierende und auf ihr Umfeld. Sie wer-
den dort gewährleistet, wo sie aus 
Public-Health-Sicht eine Option darstel-
len. Im Bereich Tabak ist dies nach ak-
tuellem Wissensstand nicht der Fall.

Leitsatz 6: Prävention durch umfeld­
bezogene, strukturelle Massnahmen
Die Suchtpolitik der Schweiz setzt auf 
umfeldorientierte, strukturelle Mass-
nahmen, die eine gesündere Wahl zur 
attraktiveren Option machen. Dazu 
werden verschiedene Politikbereiche 
konsequent in das suchtpolitische Han-
deln eingebunden.

Leitsatz 7: Verpflichtung von Herstel­
lern, Vertreibern und Verkäufern
Hersteller, Vertreiber und Verkäufer von 
Produkten mit Schadens- und Suchtpo-
tenzial werden durch einen abgestimm-
ten Rechtsrahmen für die Steuerung von 
Angebot und Nachfrage stärker ver-
pflichtet. Dies gilt für alle föderalen Ebe-
nen in der Schweiz.

Leitsatz 8: Differenzierte Zielgruppen­
orientierung
Jugendschutz bleibt ein bedeutsamer 
Bereich der Suchtpolitik und bedarf der 
konsequenten Umsetzung. Suchtpoliti-
sche Massnahmen müssen aber breit 
auf alle Zielgruppen ausgerichtet sein. 
Dabei gilt es zu beachten, dass suchtpo-
litische Massnahmen niemanden auf-
grund sozialer Ungleichheiten oder Ver-
schiedenheit diskriminieren dürfen. 

Ergänzend sollen spezifische Program-
me die Gesundheitskompetenz jedes 
und jeder Einzelnen im Sinn von Prä-
vention und Früherkennung fördern.

Leitsatz 9: Beitrag der Zivilgesellschaft 
Die Handlungsträger der Zivilgesell-
schaft – beispielsweise Sport- und Wirt-
schaftsverbände oder Berufsorganisa
tionen – verstärken ihre Aktivitäten 
besonders in der Prävention und Scha-
densminderung.

Leitsatz 10: Forschung, Ausbildung 
und Monitoring/Evaluation
Die Schweiz verstärkt die Ausbildung 
von Fachkräften und die Suchtfor-
schung. Dazu wird ein leistungsfähiges 
und integriertes Suchtmonitoring auf
gebaut, das den Ansatz des Leitbildes 
reflektiert. Der Bundesrat soll ein Na
tionales Forschungsprogramm Sucht-
forschung lancieren. Die Suchtfor-
schung wird unter Einbezug von 
Medizin und Psychiatrie universitär 
stärker verankert.

Das Bundesamt für Gesundheit führt 
den Prozess «Herausforderung Sucht» 
weiter. Es verfolgt dabei das Ziel der 
Vermittlung, Vertiefung und Veranke-
rung der Inhalte des Berichtes und des 
Leitbildes.

Der Originalbericht «Herausforderung 
Sucht – Grundlagen eines zukunftsfä-
higen Politikansatzes für die Suchtpolitik 
in der Schweiz» sowie eine Kurzfassung 
können als PDF heruntergeladen oder 
als Broschüre bestellt werden: 
www.herausforderungsucht.ch  

Kontakt: Markus Jann,  
Leiter Sektion Drogen,  
markus.jann@bag.admin.ch

Der Public-Health-Ansatz in der Suchtpolitik

Der Public-Health-Ansatz ist gemäss 
Definition der WHO ein gesundheitspoli-
tisches Konzept, «das durch Gesund-
heitsförderung, Krankheitsprävention 
und andere gesundheitsbezogene Inter-
ventionen auf Verbesserung von Ge-
sundheit, Lebensverlängerung und Erhö-
hung der Lebensqualität von ganzen 
Bevölkerungen abzielt». In der Suchtpo-
litik gewinnt der Public-Health-Ansatz 
europaweit an Bedeutung. Dies nicht 
zuletzt, weil er eine gemeinsame Grund-
lage für bisher getrennte suchtpolitische 
Handlungsbereiche bieten kann und die 
Integration von Verhältnis- und Verhal-
tensprävention sowie die Integration 
von Gesundheit in allen Politikbereichen 
ermöglicht.

Ähnlich wie das multiple Ursachenmo-
dell im Drogenbereich berücksichtigt der 
Public-Health-Ansatz in der Suchtpolitik 
die Wechselwirkungen zwischen dem 
Individuum, dem sozialen Umfeld und 
dem Suchtmittel oder dem Suchtverhal-
ten. Er schliesst aber wegen der gesund-
heitlichen Auswirkungen und Folgelas-
ten nicht nur die Abhängigkeit, sondern 
auch den problembehafteten Konsum in 
sein Handeln ein. Die Fachleute im Ge-
sundheitswesen sind sich in Bezug auf 
eine solche kohärente Public-Health-
Ausrichtung der Suchtpolitik bereits 
weitgehend einig und haben eine solche 
Ausrichtung auch in der Schweiz mehr-
fach eingefordert.
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5 Fragen an Prof. Jacques Besson. 
Was können aktuelle Erkenntnisse 
aus den Neurowissenschaften zur 
Suchtforschung, -behandlung und 
-politik beitragen? Der Medizinpro-
fessor Jacques Besson, Leiter des 
Dienstes Sozialpsychiatrie des 
CHUV in Lausanne und Leiter des 
wissenschaftlichen Beirats der 
Schweizerischen Gesellschaft für 
Suchtmedizin, steht Red und 
Antwort. 

Prof. Besson, was bringen die 
Neurowissenschaften an neuen 
Erkenntnissen zum Verständnis 
der Suchtphänomene gegenüber 
dem bereits Bekannten? 

Jacques Besson: Die Neurowissenschaf-
ten integrieren das Phänomen Sucht ins 
bio-psychosoziale Modell und beschrei-
ben die Wechselwirkungen zwischen 
dem Gehirn und den psychoaktiven 
Substanzen. Diese neuen Kenntnisse er-
lauben bessere, wissenschaftlich be-
gründete Definitionen von Konzepten 
wie «Abhängigkeit» oder «Sucht». Sie 
betrachten das Phänomen Substanz-

Sozietales Lernen. Nach der letzten 
Folge der «Suchtakademie» im 
Tessin vom März 2009 zum Thema 
sozietales Lernen forderte die 
Expertengruppe Weiterbildung 
Sucht die Berufsverbände auf,  
die Diskussion mit den Akteuren 
aus dem Feld weiterzuführen. 
Jean-Félix Savary, Generalsekretär 
des GREA, fasst seine Eindrücke 
von der Tagung vom 24. Juni in 
Lausanne zusammen. 

Ziel der Veranstaltung war es, die sozi-
alen und politischen Herausforderun-
gen des Themenkomplexes Sucht zu 
diskutieren und kritisch zu hinterfragen. 
Die Tagung wurde im Auftrag der Ex-
pertengruppe Weiterbildung Sucht 
(EWS) von Sucht Info Schweiz, der 
Schweizerischen Gesellschaft für Sucht-
medizin (SSAM) und dem Groupement 
Romand d’Etudes des Addictions 
(GREA) durchgeführt. Im Frühjahr 2010 
veranstaltete der Fachverband Sucht in 
Zürich eine Konferenz zum gleichen 
Thema. 

Die Tagung in der französischen Schweiz 
hat es, so Jean-Félix Savary, ermöglicht, 
Suchtarbeit unter dem Blickwinkel des 
sozietalen Lernens (s. spectra Nr. 76) zu 
betrachten. Die Debatte war um das 
Hauptthema der strukturellen Massnah-

konsum als Anpassungsprozess des Ge-
hirns. Die kongnitiven Neurowissen-
schaften zum Beispiel zeigen, wie 
psychoaktive Substanzen die Fähigkeit 
zur Erinnerung, Planung und Entschei-
dung beeinträchtigen. Ausserdem er-
klären die Neurowissenschaften der 
Sucht einen grossen Teil der individuel-
len Vulnerabilität bezüglich Genetik, 
Stressresistenz und Entstehung der Ab-
hängigkeit, insbesondere während der 
Jugend.

Welche neuen Erkenntnisse 
sollten Politik und Verwaltung, 
die einen massgeblichen  
Einfluss auf die Rahmenbedin-
gungen der Arbeit von Fach
leuten haben, unbedingt  
berücksichtigen?

Sucht ist nicht einfach ein Laster oder 
Ausdruck von mangelndem Willen. Ganz 
im Gegenteil stellt sie eine komplexe 
Krankheit im Grenzbereich zwischen 
dem psychosomatischen und dem psy-
chosozialen Bereich dar. Sucht, ob mit 
oder ohne psychoaktive Substanz, ist, 
genauso wie andere Krankheiten, ein 
Gebiet der öffentlichen und psychischen 
Gesundheit, mit einer Komplexität, die 
umfassende, sozietale, koordinierte und 
interdisziplinäre Ansätze erfordert. 
Menschen, die neurobiologisch suchtge-
fährdet sind, bilden eine vulnerable Ri-
sikogruppe, die geschützt und im Rah-
men der Gesundheitsgesetzgebung 
behandelt werden muss.

men aufgebaut (Regelungen der Verfüg-
barkeit und des Konsums von Sub
stanzen wie Steuern, Rauchverbote, 
Altersbegrenzungen usw.). Hier in Kür-
ze einige der wichtigsten Resultate: 

– �Die Logik von strukturellen Massnah-
men scheint manchmal wie «besetzt» 
zu sein durch die Fragen der Sicher-
heit und der Moral. Umso wichtiger 
ist es, zu unterstreichen, welche 
logische Bedeutung sie für die 
Prävention haben. Dafür genügt es, 
zum «Würfel»-Modell und seinen 
drei Dimensionen (Vier-Säulen-Mo-
dell, drei Arten von Konsum und den 
jeweiligen Substanzen) zurückzukeh-
ren, um diesen tragenden Bestandteil 
nicht aus den Augen zu verlieren. 
Wenn die strukturellen Massnahmen 
nicht genügend unter dem Gesichts-
punkt von Prävention und Solidarität 
erklärt werden, können sie auch 
negative Auswirkungen haben, bei-
spielsweise ein Verachtungsgefühl 
verursachen und somit den gesell-
schaftlichen Ausschluss der betroffe-
nen Personen begünstigen. Es ist 
also wichtig aufzupassen, dass nicht 
neue Probleme verursacht werden 
und aufmerksam die Signale zu be-
achten, die aus dem Feld kommen. 

– �Das Leidkonzept muss in der Debatte 
wieder aufgenommen werden, um 

Was bringen diese neuen  
Erkenntnisse den betroffenen 
Personen, die unter einer  
Abhängigkeit leiden? 

Die Neurowissenschaften bringen die-
sen Personen Hoffnung: ein besseres 
Verständnis der Mechanismen der Ab-
hängigkeit, bessere Kenntnis der indivi-
duellen Risikofaktoren. Daraus ergibt 
sich eine Verringerung der Schuld-
(Gefühle) und eine Entstigmatisierung, 
die den Zugang zur Behandlung erleich-
tert und die Therapierätention verstärkt. 
Die Neurowissenschaften ermöglichen 
es, vom moralischen Urteil zum klini-
schen und wissenschaftlichen Urteil 
dieser Situationen überzugehen. 

Lassen sich aufgrund der neuen 
Erkenntnisse neue pharmakolo-
gische Perspektiven für die 
Therapie vorhersehen? 

Gewiss: Die funktionellen Gehirnbilder 
zeigen uns die Kreisläufe, welche Sucht 
begünstigen und in denen pharmakolo-
gische Stoffe getestet werden. Diese 
Kreisläufe beeinflussen die verschiede-
nen Etappen des Abhängigkeitsprozes-
ses: Sensibilisierung, Automatisierung, 
Speicherung. Die Genforschung dürfte 
auch die Verbesserung bestimmter iden-
tifizierter metabolischer Fehler ermögli-
chen. «Anti-craving»-Stoffe (gegen das 
dringende Konsumverlangen) könnten 
entwickelt werden, und weitere Rich-
tungen, insbesondere neuro-hormonale, 
werden erforscht. 

daran zu erinnern, dass es die be-
troffene Person ist, die im Zentrum 
der Anliegen der Fachleute steht. 
Welchen Bedürfnissen entsprechen 
sie, wenn sie neue Leistungen im 
Suchtbereich schaffen? Aber man 
darf dabei nicht vergessen, dass die 
Fachleute nicht alle Konsumproble-
me lösen können.

– �Über das leidende Individuum hin-
aus muss die Gesellschaft als Ganzes 
das Ziel der Arbeit der Fachleute 
sein. Das ist ihr Beitrag zu diesem 
sozietalen Lernen. Nur durch den 
regelmässigen Austausch über die 
Logik des professionellen Vorgehens 
können die Risiken vermieden wer-
den, die der Einführung von struktu-
rellen Massnahmen innewohnen. 

– �Um diese Herausforderung gesell-
schaftlicher Kommunikation zu meis-
tern, müssen die Fachleute vorgän-
gig die Begriffe und Botschaften 
klären. Es reicht nicht, wenn die 
Fachleute auf punktuelle Forderun-
gen eingehen, sondern müssen auch 
zu einem breiten und kohärenten 
Diskurs beitragen, der für die Gesell-
schaft verständlich ist, damit sie ihn 
nachvollziehen und umsetzen kann. 

– �Früherkennung und Frühinterven
tion sind eine gute Gelegenheit, die 
Debatte mit anderen Fachleuten 
aufzunehmen, denn die hier ange-

Welche Folgen erwarten Sie für 
die medizinische und psycho- 
soziale Behandlung von Sucht? 

Die Entwicklung wird eine Stärkung der 
wissenschaftlichen (evidence-based) ge-
genüber den meinungsorientierten (opi-
nion-based) Grundlagen mit sich brin-
gen. Dies bedeutet einen grossen 
Fortschritt, der eine bessere Nutzung 
der zur Verfügung stehenden Mittel, bei 
der Suche nach einer Komplementarität 
zwischen allen Akteuren aus dem medi-
zinischen und psychosozialen Bereich 
ermöglicht. Die neuen neurowissen-
schaftlichen Erkenntnisse werden zur 
Schaffung eines koordinierten und in-
terdisziplinären Behandlungsnetzes 
beitragen.

Die Broschüre «Neurowissenschaften 
und Sucht» wurde im Auftrag des Bun-
desamts für Gesundheit vom Collège 
romand de médecine de l’addiction 
(COROMA) und der Schweizerischen 
Gesellschaft für Suchtmedizin (SSAM) 
herausgegeben. Sie existiert nur in elek-
tronischer Form und ist online erhältlich 
unter www.ssam.ch > Publikationen.

wendeten Massnahmen mobilisieren 
auch andere Hilfsnetze, deren Anlie-
gen und Interventionslogik sich zum 
Teil von denen der Suchtspezialisten 
unterscheiden. 

– �Der ständige Dialog mit den Fachleu-
ten anderer Disziplinen und allen 
anderen Partnern in der Gesellschaft 
ist unentbehrlich für das sozietale 
Lernen bei einer so komplexen  
Thematik wie der Suchtprobleme. 

Anlässlich einer ähnlichen Zusammen-
kunft dieses Frühjahr in Zürich hatte 
sich der Fachverband Sucht die Aufga-
be gestellt, die Botschaften der Fachleu-
te an die Gesellschaft klarer zu formulie-
ren. 

Kontakt: Jean-Félix Savary, 
GREA,
jf.savary@grea.ch

«Die Neurowissenschaften bringen Hoffnung für betroffene Personen»

«Die suchtpolitische Fachdiskussion in die Gesellschaft tragen»
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Prävention in der Partyszene. Vom 
7. bis 9. Juni 2010 fand in Zürich 
der internationale Club-Health-
Kongress statt. Renommierte 
Forscherinnen und Forscher sowie 
über 200 Fachleute aus dem In- 
und Ausland diskutierten über 
neuste Erkenntnisse rund um das 
Thema Substanzkonsum und 
Gesundheit im Nachtleben.

Das Nachtleben in den europäischen 
Städten wird immer vielfältiger und at-
traktiver. Ausgehen macht aber nicht 
nur Spass, sondern kann auch zu Prob-
lemen wie Alkoholmissbrauch, Konsum 
von illegalen Substanzen, Lärm, Müll 
oder Gewalt führen. Der Club-Health-
Kongress ist die wichtigste internationa-
le Konferenz zu den Themen Prävention, 
Sicherheit, Schadensminderung und 
Forschung im Bereich Nachtleben. Die 
sechste Ausgabe fand dieses Jahr erst-
mals in der Schweiz im Zürcher Club  
X-TRA statt. In über 80 Vorträgen wur-
den die neuesten Erkenntnisse aus Pra-
xis, Forschung, Sicherheit, Politik, Club- 
und Eventorganisation präsentiert und 
diskutiert. Alkoholkonsum oder seine 
Kombination mit anderen Drogen, chemi-
sche Analyse von Partydrogen, Gewalt 
und sexuelle Gesundheit bildeten die 
Themenschwerpunkte des Kongresses. 

Synthetische Drogen:  
Problem Nummer eins

Matthew Nice, Forschungsexperte beim 
UN-Büro für Drogen- und Verbrechens-
bekämpfung (UNDOC), informierte über 
die aktuelle Situation auf dem weltwei-
ten Markt für synthetische Drogen – und 
sie ist prekär. Weltweit konsumieren je-
des Jahr schätzungsweise 16 bis 51 Mil-
lionen Personen Stimulanzien auf Am-
phetaminbasis (ATS). Das sind mehr als 
Heroin- und Kokainkonsumierende zu-
sammen. Die meisten Regierungen hin-
ken mit griffigen Massnahmen hinter 
der rasanten Ausbreitung von immer 
neuen und billig erhältlichen Formen 
her. Betroffen sind vor allem Entwick-

lungsländer in Südamerika und Asien. 
Dieser Entwicklung wird kaum entge-
gengehalten, im Gegenteil: Die Auf-
merksamkeit für dieses Problem hat ab-
genommen und der Einfluss immer 
neuen Drogen auf die Gesundheit ist 
weitgehend unbekannt. Dringend gefragt 
sind die Erforschung der Schädlichkeit 
der Substanzen, globale Frühwarnsys-
teme und evidenzbasierte Behandlungs- 
und Präventionsansätze.  
Ähnliches gilt für einen anderen Dro-
gentrend des neuen Jahrtausends. Ge-
mäss Bill Sanders, ausserordentlichem 
Professor für Strafrecht an der Califor-
nia State University Los Angeles, wer-
den immer mehr legale Substanzen 
missbräuchliche Weise konsumiert. Da-
zu gehören rezeptfreie Medikamente 
(v. a. morphinhaltige Hustenmittel) und 
der Missbrauch von rezeptpflichtigen 
Medikamenten (z. B. Opiate und Halluzi-
nogene). 

Modell mit Drogenchecks
Das Konzept der Partydrogenpräventi-

on präsentierte Alexander Bücheli von 
der Zürcher Jugendberatungsstelle 
Streetwork. Seit 14 Jahren wird in der 
Partymetropole eine umfassende Strate-
gie mit Vor-Ort-Massnahmen (mobiler 
Drogencheck, Infostände), einem Dro-
geninformationszentrum, einem Güte-
siegel für sichere Clubs und Warnsyste-
men auf- und ausgebaut. Vor allem die 
Drogenchecks haben sich als wertvolles 
Instrument bewährt. Dieses Angebot er-
höht die Attraktivität von Infoständen 
und vereinfacht den Kontakt zu einer 
bislang schwer erreichbaren Zielgrup-
pe. Diese Personen füllen im Rahmen 
des Drogenchecks auch einen Fragebo-
gen aus, wodurch man an eine Fülle von 
Daten über Konsumenten, Konsummus-
ter und Substanzen gelangt, die von  
grossem Nutzen für die Prävention und 
die Früherkennung sind. 

Probleme lösen  
statt verschieben

Prof. Ross Homel, Direktor des Griffith-
Instituts für Sozial- und Verhaltensfor-

schung, präsentierte wirksame und in-
ternational bewährte Strategien zur 
Verhinderung von alkoholbedingter Ge-
walt in Bars. Dies sind insbesondere die 
Beschränkungen der Alkoholerhältlich-
keit (v. a. Verkaufsverbote, höhere Prei-
se und Erhöhung der Altersbeschrän-
kungen), professionell ausgebildetes 
Personal in puncto Verhalten in aggres-
siven Situationen und verantwortungs-
vollen Ausschanks sowie behördliche 
Kontrollen. Prof. Mark Bellis, Leiter des 
Zentrums für Public Health der John-
Moores-Universität Liverpool, zeigte, 
dass Massnahmen wie starke Polizei-
präsenz, Überwachungskameras oder 
Help Points in den unmittelbaren Night-
life-Bereichen relativ gute Wirkung 
zeigten. Bellis warnte aber auch davor, 
dass solche Strategien lediglich eine «si-
chere» Umgebung für das obligate 
Rauschtrinken schaffen könnten, die ei-
gentlichen Gewalt- und Gesundheits-
probleme aber nur verschieben statt lö-
sen würden. Er plädierte für einen 
Public-Health-Ansatz, der sich auf die 
Konsumreduktion konzentriert, anstatt 
den ökonomischen Nutzen des exzessi-
ven Alkoholkonsums zu begünstigen.

Organisiert und durchgeführt wurde die 
sechste Ausgabe der Club Health Confe-
rence von Infodrog, der Schweizeri-
schen Koordinations- und Fachstelle 
Sucht, der Jugendberatung Streetwork 
Zürich, dem Verein Safer Clubbing und 
dem Bundesamt für Gesundheit. 

Weitere Informationen  
und Downloads der Referate: 
www.clubhealthconference.com

Kontakt: Thomas Egli, 
Sektion Drogen, 
thomas.egli@bad.admin.ch

«Club Health Conference» zum ersten Mal in der Schweiz
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keiten des gesellschaftlichen 
Umgangs mit diesen Problemen. Es 
gibt Aspekte der Schadensminderung 
und es gibt Verantwortlichkeiten. Wir 
müssen diese Verantwortlichkeiten 
im Hinblick auf den Markt und be-

stimmte Handlungsträger, Stichwort 
Sportvereine, einfordern. Nicht nur als 
Professionelle, sondern auch aus der 
Gesellschaft heraus. Also: wenn ich 
mein Kind in einem Sportklub anmel-
de, sollte ich fragen, wie man es dort 
mit dem Alkohol hält. Es geht um Fra-
gen des gesellschaftlichen Bewusst-
seins, die hoffentlich angeregt werden.

Gibt es als gesellschaftliches 
Lernen etwas anderes als die 
Reaktion auf den Leidens-
druck? Die Geschichte der 
Suchtpolitik ist ja ein typisches 
Reagieren auf etwas, was zu sehr 
weh tut. Bis die Gesellschaft der 
Politik den Auftrag gibt, etwas zu 
unternehmen.

Erni: Leider braucht es in der Tat häufig 
einen grossen Problemdruck, bis poli-
tisch etwas in Bewegung gesetzt wird. 
Aber es gibt auch andere Wege. Es zeigt 
sich zum Beispiel immer wieder, dass 
Medien in Gesundheitsfragen gute Part-
ner sein können. Viele Medienschaffen-
de sind für diese Themen sensibilisiert 
und deshalb bereit, sie aufzugreifen und 
einen weiteren Kontext herzustellen. 
Die Medien sind ganz wichtig, um unse-
re Anliegen voranzubringen.
Kickbusch: Schaut man die Bewegung 
zu rauchfreien Restaurants und öffentli-
chen Räumen an, dann war dies ja nicht 
unbedingt ein Leidensdruck, sondern 
eine Frage der Lebensqualität, die diese 
Bewegung losgetreten hat. Man hat von 
und in anderen Ländern erfahren, dass 
Rauchfreiheit möglich ist. Viele solcher 
Veränderungen basieren auf einer Mi-
schung aus Wünschen und gesellschaft-
lichen Erwartungen. Es gibt auch ein 
zunehmend höheres Gesundheitsbe-
wusstsein, was natürlich dazu führt, 
dass man zumindest im Hinblick auf das 
Lebensumfeld eher zum Handeln schrei-
tet. Gerade im Drogen- und auch im 
Aidsbereich waren es häufig Extremsi-
tuationen, die dazu geführt haben, dass 
die Politik gehandelt hat. Im Alltagsbe-
reich – Alkohol, Tabak, Medikamente – 
gibt es manchmal kurze Aufleuchter;  
Alcopops ist so ein Beispiel oder die Bo-
tellones. Das Krisen- und Handlungsbe-
wusstsein wird in der Gesellschaft sehr 
komplex hergestellt. 

Sie verstehen Ihren Bericht als 
Anregung zur Diskussion. Sie 
haben die Medien als oft gute 

Interview Ilona Kickbusch & Bruno 
Erni. Anfang Juni präsentierte eine 
Expertengruppe, zusammengesetzt 
aus den drei Eidgenössischen 
Kommissionen für Alkohol, Tabak 
und Drogen, den Bericht «Heraus-
forderung Sucht». Worin bestehen 
die grössten Herausforderungen 
für die Suchtpolitik der nächsten 
Zukunft? Wir fragten zwei an der 
Entstehung des Berichts massgeb-
lich Beteiligte: die international 
aktive Public-Health-Spezialistin 
Prof. Ilona Kickbusch, Leiterin des 
Projekts «Herausforderung Sucht», 
und Bruno Erni, Präsident des 
Fachverbands Sucht und Mitglied 
der Eidgenössischen Kommission 
für Alkoholfragen.

spectra: Worin besteht die 
grösste Herausforderung für die 
Suchtpolitik der Schweiz?

Kickbusch: Es ist zentral für jede Sucht-
politik, nahe an der Gesellschaft zu sein, 
und das ist eine ganz prinzipielle Her-
ausforderung. In Bezug auf die Sucht 
ändert sich in der Gesellschaft sehr viel 
sehr schnell. Die Konsumenten verän-
dern sich, die legalen und illegalen 
Märkte verändern sich. Es gibt eine Rei-
he von Problematiken, die schon seit 

Jahrzehnten im Raum stehen und die 
man weiter verfolgen muss, Stichwort 
Tabak und Alkohol. Dann gibt es eine 
Reihe neuer Elemente. Zum Beispiel 
kommt man an einige Produkte anders 
und leichter heran. Stichwort Medika-
mente aus dem Internet. Es gibt neue 
Produkte, von denen wir noch nicht wis-
sen, wie sie genutzt werden, Optimie-
rungsprodukte und Ähnliches. Dann 
gibt es auch eine sehr wichtige demo-
grafische Herausforderung: Man sieht 
Sucht gerne als Jugendproblem, aber 
die Daten zeigen immer deutlicher, dass 
es viele Menschen gibt, die erst im Alter 
ein Suchtverhalten entwickeln. Zusam-
menfassend aber kann man sagen, dass 
die grösste Herausforderung eine politi-
sche ist, denn fachlich sind wir in der 
Schweiz ziemlich gut aufgestellt. 
Erni: Eine grosse Herausforderung wird 
es sein, den gesellschaftlichen Akteuren 
das Verständnis für eine kohärente 
Suchtpolitik zu vermitteln und sie darin 
einzubinden. Dies setzt voraus, das im 
Spannungsfeld Sucht, Arbeit, Verkauf 
und Konsum eine gemeinsame Sprache 
gefunden werden kann. Es wird nicht 
einfach sein, die Wirtschaft für dieses 
Anliegen zu gewinnen. 

Die Grenzen dieses Suchtbe-
griffs werden ja immer weiter, 

auch in Ihrem Bericht. Sie haben 
darin die neurowissenschaft-
lichen Erkenntnisse kaum er-
wähnt, die dem Suchtbegriff 
vielleicht einen festeren Boden 
gegeben hätten, damit man 
nicht dem Vorwurf ausgesetzt 
ist, dass Sucht schliesslich alles 
sein kann.

Kickbusch: Ich denke, dieser Vorwurf 
wird sowieso kommen. Wir haben leider 
keinen besseren Begriff gefunden als 
«Sucht». Aber wir betonen vor allem das 
Alltagsverhalten, das Gewöhnungsver-
halten, das Missbrauchsverhalten und 
nicht vorrangig die Sucht. Unser Ziel 
war, von einer Abhängigkeitsdiskussion 
den Schritt zu machen hinein in den All-
tag. Wir betonen, dass nicht jedes Miss-
brauchsverhalten ein Suchtverhalten ist, 
und wir zeigen, dass nicht jeder Ge-
brauch zur Sucht führt, aber Konsum, 
auch wenn er nicht süchtig macht, kann 
trotzdem gesundheitsschädigend sein. 
Uns ging es stark um diese Differenzie-
rung. Dies beantwortet vielleicht einen 
Teil dieser Frage nach der Neurowissen-
schaft, weil ein grosser Teil dieser Wis-
senschaft eine Wissenschaft über die 
Sucht und die Abhängigkeit ist. 
Erni: Eine umfassende Aufbereitung der 
entsprechenden Grundlagen hätte den 
Rahmen dieser Arbeit gesprengt. Wir 
wollten in erster Linie den Fokus für eine 
weitere Dimension öffnen. Die Frage 
war: Wie kann man das Gedankenmodell 
erweitern, sodass es trotzdem noch Kon-
turen hat und einen guten Rahmen für 
die weitere politische Diskussion bildet? 
Ich denke, «Herausforderung Sucht» ist 
nach dem Vier-Säulen-Modell und dem 
Bericht «psychoaktiv.ch» (Würfel-Mo-
dell) ein gut gelungener, dritter Schritt. 
Der Bericht beschreibt Betrachtungs- 
und Handlungsfelder, die weiterer Ver-
tiefung bedürfen. Wir haben formuliert, 
wo die Akzente gesetzt werden sollten. 
Aber die Diskussion geht jetzt erst los.

Ist die Gesellschaft gedanklich 
reif für diesen Sprung weg vom 
Sucht-Fokus hin zu einem we-
sentlich grösseren Kontext von 
schädigenden Verhaltensweisen 
mit und ohne Substanzen?

Erni: Das ist schwer zu sagen. Für mich 
stellt sich die Frage, ob sie bereit ist, sich 
auf die Diskussion einzulassen und diese 
Betrachtungen nachzuvollziehen. Doch 
zuerst müssen wir Fachleute diesen Weg 
selber gehen und die Diskussion enga-
giert führen. Und schliesslich gibt es in 
unserem Alltag viele Möglichkeiten, un-
sere Sichtweise nach aussen zu tragen 
und die Gesellschaft zu sensibilisieren.
Kickbusch: Es wird ja schon viel disku-
tiert. Viele Leute sehen, dass ihre Kinder 
zu viel vor dem Computer sitzen, und 
fragen sich, ob das schädlich ist. Oder 
sie wissen, dass ihre Kinder zu viel trin-
ken, und sind hilflos. Die Menschen sind 
mit diesen Problemen konfrontiert und 
diskutieren sie mit Freunden und in der 
Familie. Es geht darum, zusätzliche Ele-
mente in diesen Diskurs hineinzubrin-
gen und zu sagen: Ja, es gibt Möglich-

Partner erwähnt. Auf wen zählen 
Sie, um diese Diskussion und 
schliesslich die gewünschten 
Veränderungen so richtig in 
Gang zu bringen? Was muss 
geschehen, damit sich diese 
Einbettung des Themas in die 
Politik und die Zivilgesellschaft 
vollzieht?

Kickbusch: Dazu muss man natürlich ei-
ne Kommunikationsstrategie entwi-
ckeln. Es ist unsere Hoffnung, dass dies 
vom Bundesamt für Gesundheit (BAG) 
gemacht wird, damit es auch über die 
üblichen Gruppen hinausgeht. Neben 
den zahlreichen Diskurspartnern, wel-
che die Kommissionen haben, kann ich 
mir vorstellen, das auch mit unter-
schiedlichen Verbänden zu besprechen, 
zum Beispiel mit Pflegeverbänden, da-
mit diese ein grösseres Bewusstsein be-
kommen für diese Problematik. Aber 
auch, um von ihnen zu lernen. Oder mit 
Sportverbänden, mit Verkehrsverbän-
den, mit Elternverbänden, Verbänden 
von Städten. Wenn ich eine Kommuni-
kationsstrategie aufstellen müsste, wür-
de ich vor allem auf solche Partner zu-
gehen, mit denen man sich sonst 
weniger austauscht. Denn das würde 
zum Teil verkrampfte Positionen ein 
bisschen auflösen – und bei den Fach-
personen laufen die Diskussionen ohne-
hin. Es ist jetzt ganz wichtig, dass genü-
gend Ressourcen und Menschen da sind, 
die diese Diskussionen führen können, 
wenn Anfragen kommen. 
Erni: Die Verbände haben als Vermittler 
eine enorme Bedeutung. Ich glaube aber 
auch, dass der Bericht für die Kantons- 
und Stadtverwaltungen sehr wertvoll 
sein wird. Die dort für Gesundheits- und 
Suchtfragen zuständigen Fachleute sind 
sehr nahe am Geschehen. Die Denk
weise, die im Bericht skizziert wird, ist 

«Es geht um Fragen des gesellschaftlichen Bewusstseins, die hoffentlich jetzt angeregt werden»

 «�Wir müssen diese Verant-
wortlichkeiten im Hinblick 
auf den Markt und be-
stimmte Handlungsträger 
einfordern.» 
Illona Kickbusch

 «�Ich wünsche mir, dass Sucht-
politik als Bestandteil einer 
weiter gefassten Gesund-
heitspolitik angesehen und 
nicht mehr derart fragmen-
tiert abgehandelt wird.» 
Bruno Erni
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interessant zu wissen, wie gross die Zu-
fälligkeit ist, warum man mit dem einen 
Suchtmittel gut umgeht und mit dem an-
dern nicht. Was uns auch aufgefallen ist, 
ist, wie wenig man über die Polytoxima-
nie weiss. Wir haben zum Beispiel gese-
hen, dass jemand der viel am Computer 

ist mit Online-Spielen, auch zu andern 
Mitteln greift, um wach zu bleiben. Wir 
wissen ein bisschen etwas über die Ver-
bindung von Spielsucht und Alkohol. 
Aber wie diese Verstärkermechanismen 
genau funktionieren, ist weitgehend un-
bekannt. Hier gibt es ein ganz grosses 
Forschungsfeld für die Sozialwissen-
schaften und Sozialpsychologen. Wir 
haben in den Vordiskussionen gesagt, 
dass es schön wäre, wenn dieses Thema 
mal ein wirklich interdisziplinärer Nati-
onalfonds-Schwerpunkt wäre.
Erni: Aus Sicht der Praxis besteht gros
ser Handlungsbedarf bei der Aufberei-
tung und beim Verfügbarmachen von 
Forschungsergebnissen. Zudem müssen 
die Praktiker bei der Forschungspla-
nung stärker einbezogen und der Wis-
senstransfer in die Praxis verstärkt wer-
den. Da gibt es noch viel zu tun. 

Eine Herausforderung haben Sie 
schon gemeistert, indem Sie die 
drei grossen Eidgenössischen 
Kommissionen, die Tabak-, die 
Alkohol- und die Drogenkommis-
sion, an einen Tisch gebracht 
und einen gemeinsamen Bericht 
verfasst haben. Wie haben Sie 
diese Zusammenarbeit erlebt? 
Wo gab es Schwierigkeiten?

Erni: Es war spannend zu sehen, wie die 
einzelnen Kommissionen mit ihren ver-
schiedenen Aufgaben und Erfahrungen 
ganz unterschiedliche Haltungen entwi-
ckelt haben. Zum Beispiel hat die Eidge-
nössische Kommission für Tabakprä-
vention in puncto Schadensminderung 
eine ganz andere Position als die Eidge-
nössische Kommission für Drogenfra-
gen. Solches galt es zu verstehen und zu 
akzeptieren. Die Differenzen haben sich 
letzten Endes jedoch im Rahmen gehal-
ten. Ich habe durch diese Zusammenar-
beit sehr viel gelernt.

Bedingt die neue Herangehens-
weise an die Suchtproblematik 
auch eine neue Struktur, was die 
Kommissionen anbelangt? 
Müsste man diese substanzori-
entierten Kommissionen nicht 
zusammenführen in eine Eidge-
nössische Kommission für 
Suchtfragen?

Erni: Es gibt genauso viele Gründe, dies 
nicht zu tun, wie solche, es zu tun. Ich 
plädiere sehr dafür, dass wir mit dieser 

haben. Das sind positive Zeichen. Ich 
hoffe sehr, dass der Dialog hier noch 
mehr bewirken wird.
Kickbusch: ... und dass sie auch von 
andern Wirtschaftsbereichen etwas 
lernen. Man sieht jetzt gerade in den 
USA im Bereich Softdrinks und zum 
Teil bei den Lebensmitteln, dass eine 
grosse Wirtschaftskoalition geschaf-
fen worden ist, um gegen Überge-
wicht vorzugehen. Da haben die Soft-
drinkhersteller zum Beispiel von sich 
aus ihre Produkte aus den Schulen 
entfernt. Der Bericht zeigt aber auch, 
dass es nicht nur um die Produzenten 
per se geht. Da gibt es auch noch die 
Vertriebsstellen, die sich auch fragen 
müssen, bei welchen Preiskämpfen 
sie mitmachen wollen und welche ge-
sellschaftliche Verantwortung sie 
übernehmen wollen. 
Erni: «Herausforderung Sucht»  weist 
auf die Komplexität und die Zusam-
menhänge der gesellschaftlichen Ak-
teure hin und nimmt sie in die Pflicht. 
Aber der Bericht macht dies, ohne 
den Zeigefinger zu heben. Er ist im 
Ansatz offen. Das ist aus meiner Sicht 
eine sehr gute Grundlage für den  
Dialog. 

Ein weiterer Leitsatz fordert den 
Ausbau der Schweizer Suchtfor-
schung. Wo sehen Sie Hand-
lungsbedarf, damit die Schweiz 
auch international wieder besser 
dasteht und die Grundlagen 
liefern kann für diesen gesell-
schaftlichen Schritt?

Kickbusch: Ganz grundsätzlich wün-
schen wir uns einfach bessere Daten. 
Ein erster Schritt wäre ein wirklich ver-
lässlicher «Gesundheitsbericht Sucht» 
mit Daten, die man dann über längere 
Zeit vergleichen könnte. Das wäre eine 
erste wichtige Basis, damit auch das 
Monitoring von Politiken und Program-
men möglich wäre. Dann könnte man 
auch Kantone, Städte und Gemeinden 
vergleichen, um zu sehen, was die einen 
richtig machen und was nicht. Solche 
handlungsrelevante Daten sind eine 

wirkliche Priorität. Gerade im Bereich 
des sozialen Handlungsalltagsbereichs 
herrscht da eine schwierige Situation, 
wie in puncto Gesundheitsdaten über-
haupt in der Schweiz. Wenn man dann 
noch sagt, man möchte eine bessere 
Forschung über Verhaltensmuster, Zu-
sammenhänge und schliesslich auch 
noch eine gute medizinische Forschung 
in diesem Bereich, hat man ein ziemlich 
grosses Paket. Man kann sich auch inte-
ressante Forschungsverbünde vorstel-
len, in denen man eben nicht nach  
Säulen forscht, also nicht Tabak- oder 
Alkoholforschung, sondern eine integ-
rierte Forschung anstrebt. Es wäre auch 

ihnen schon weitgehend vertraut. Da sie 
auch nahe an der Politik sind, bin ich 
überzeugt, dass sie dort ganz viel bewir-
ken können. «Herausforderung Sucht» 
kann diese Fachleute bei der Kommuni-
kation unterstützen. Ich bin sicher, dass 
der Bericht für sie von praktischem Nut-
zen sein wird.
Kickbusch: Genau. Vieles, was im Be-
richt steht, haben wir auch von ihnen 
aufgegriffen und gelernt – ein echter Di-
alog, von dem beide Seiten profitieren.

Der Bericht wird aber bestimmt 
auch starken Widerstand hervor-
rufen. Wo erwarten Sie welche 
Widerstände?

Erni: Diese Widerstände haben wir heu-
te schon – mit der Wirtschaft, mit den 
Anbietern. Die Diskussion läuft bereits, 
und sie wird sicher noch heiss werden. 
Die Alkoholindustrie zum Beispiel muss 
sich fragen, wie weit sie gehen will mit 
ihren Forderungen, den Markt liberal 
zu halten. Die Probleme werden früher 
oder später zeigen, dass etwas passie-
ren muss. 

Im Leitsatz 7 Ihres Leitbildes für 
eine kohärente und zukunftsfä-
hige Suchtpolitik haben Sie 
geschrieben, dass sich die Wirt-
schaft dazu verpflichtet, sich 
auch für die Suchtpolitik einzu-
setzen. Gibt es da schon positive 
Zeichen oder ist noch viel zu tun?

Erni: Es ist noch sehr viel zu tun. Aber 
man kann auch sagen, dass es gewisse 
Akteure gibt, die eingesehen haben, 
dass sie gut daran tun, etwas moderater 
zu werden und freiwillig Regeln einfüh-
ren. Das sind zum Beispiel Grossvertei-
ler, die in ihren Tankstellenshops frei-
willig das Mindestalter 18 für den 
Einkauf jeglichen Alkohols eingeführt 

Art der Zusammenarbeit fortfahren und 
schauen, welche gemeinsamen Ziele 
entwickelt werden können. Dann sollen 
die Strukturen diesen Zielen folgen. Wo-
hin diese Reise führt, ist im Moment of-
fen. Aber die Zusammenarbeit muss un-
bedingt fortgesetzt werden.
Kickbusch: Das glaube ich auch. Und 
das ist sowohl eine Herausforderung für 
die Kommissionen als auch für das BAG. 
Es geht jetzt darum zu schauen, wie 
man diesen Dialog zwischen den Kom-
missionen in unterschiedlichen Zusam-
mensetzungen weiterführen kann und 
wie man auch die neuen Bereiche dazu-
führen kann. Wo sind beispielsweise 
Forscher und Handlungsträger im Be-
reich Verhaltenssüchte, die in diesen Di-
alog eingebunden werden sollten? Wo 
sind Leute, die Erfahrungen haben mit 
Optimierungsprodukten oder Medika-
mentenmissbrauch? Dafür braucht man 
ein anderes Gefäss. Das wird sich im 
Endeffekt politisch gestalten. 

Was ist Ihre Vision für die  
Wirkung dieses Berichts für die 
nächsten fünf bis zehn Jahre? 

Kickbusch: Idealerweise können wir die 
Leitsätze umsetzen. Sonst ist es eine 
Reihe von Dingen, die wir schon ange-
sprochen haben: Wir wollen, dass eine 
breite Diskussion angeregt wird, dass 
mit untypischen Handlungsträgern dis-
kutiert wird, dass gewissen Kantone 
und Städte sagen: «Ja, wir wollen in un-
serem Umfeld diesen Diskurs führen.» 
Wir wollen, dass die Kontinuität gesi-
chert ist, auch vonseiten des BAG, und 
wir haben das Kommunikationskonzept 
angesprochen. Ganz sicher wollen wir 
auch, dass es eine Forschungsentwick-
lung gibt und dass sich daraus auch Vor-
schläge für die Politik ergeben. Gut wä-
re, wenn sich mancher Handlungsträger 
zum Beispiel aus der Wirtschaft ver-
pflichtet fühlen würde, Verantwortung 
zu zeigen. Ich sage es mal überspitzt: 
Zur Verbotsgesellschaft kommt es nur, 
wenn man keine freiwilligen Beiträge an 
die Gesellschaft leistet. Und eine Ver-
botsgesellschaft will niemand. Nun sa-
gen wir ja, dass Gesundheit von Mitver-
antwortung geprägt ist und dass jeder 
Handlungsträger etwas dazu beitragen 
kann. Das wäre meine liebste Vision, 
wenn man nicht alles über Gesetze re-
geln müsste, weil sich die Handlungs-
träger verpflichtet fühlen, von sich aus 
Verantwortung zu übernehmen. 
Erni: Ich hoffe, dass der Bericht hilft, 
unser Engagement weiterhin zu bün-
deln und zu stärken. «Herausforderung 
Sucht» ist eine Einladung zur breiten 
Diskussion, die hoffentlich wahrgenom-
men wird. Zudem würde ich mir wün-
schen, dass daraus resultiert, Suchtpo-
litik als Bestandteil einer weiter 
gefassten Gesundheitspolitik anzusehen 
und nicht mehr derart fragmentiert ab-
zuhandeln, wie dies in der Vergangen-
heit der Fall war. Meine Vision ist, dass 
sich dieses erweiterte Verständnis letzt-
lich breit in der Politik niederschlägt.

«Es geht um Fragen des gesellschaftlichen Bewusstseins, die hoffentlich jetzt angeregt werden»

 «�Es wäre schön, wenn dieses 
Thema mal ein wirklich 
interdisziplinärer National-
fonds-Schwerpunkt wäre.» 
Illona Kickbusch

 «�Aus Sicht der Praxis besteht 
grosser Handlungsbedarf 
bei der Aufbereitung und 
beim Verfügbarmachen von 
Forschungsergebnissen.» 
Bruno Erni
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COROMA-Tagung. An der 8. «Jour-
née COROMA» diskutierten Fach-
leute über die Grenzen der Sucht-
medizin. 

Das «Collège romand de médecine de 
l’addiction, COROMA» ist ein Netzwerk 
der medizinischen Akteure im Suchthil-
febereich in der Westschweiz, das sich 
mit der Behandlung und Betreuung von 
Drogen- und Alkoholabhängigen be-
fasst. Das COROMA hat sich zum Ziel  
gesetzt, Menschen mit Suchtproblemen 
einen guten Zugang zu adäquater Be-
handlung zu erleichtern, die Hausärzte 
dabei zu unterstützen und die interdis-
ziplinäre und kantonsübergreifende Zu-
sammenarbeit mit den weiteren Sucht-
fachleuten zu fördern.   

Die COROMA-Jahrestagung vom 26. No-
vember 2009 in Montreux versuchte, 
die Grenzen des Suchtkonzepts aus
zuloten. Liebe bis zur Hörigkeit, Ab
hängigkeit von Handy oder Internet, die 
Bereitschaft, enorme Risiken in Kauf zu 
nehmen, oder dauernd selbstmord
gefährdet – die Frage scheint berechtigt, 
inwieweit solche Verhaltensmuster un-
tereinander und mit den längst bekann-
ten Süchten verwandt sind. Wann  
werden diese neu entstehenden Lebens-
gewohnheiten und neuen Ausdrucks

formen seelischer Leiden zu existenzbe-
drohenden neuen Krankheitsbildern? 

Hochkarätige Referate
Zwei Fachreferate führten ins Thema 
ein. Prof. Michel Reynaud aus Paris 
sprach über die Sucht als «expandieren-
de Wissenschaft». Er führte aus, dass 
der Mensch an und für sich dafür ge-
schaffen sei, süchtig zu werden. Das  
belegen jetzt die letzten Forschungs
ergebnisse aus den Neurowissenschaf-
ten (siehe dazu die neu erschienene 
Broschüre «Neurowissenschaften und 
Sucht» auf www.romandieaddiction.ch 
oder www.ssam.ch). Ob in der Arbeit, 
der Forschung, der künstlerischen Kre-
ativität, der Politik oder der Religion – 
das Engagement für eine Sache führe 
oft zu einer gewissen persönlichen Lei-
denschaft. Und zwischen Leidenschaft 
und Abhängigkeit besteht letztlich nur 
ein gradueller Unterschied. Suchtver-
halten ist nicht an Substanzen gebun-
den, auch wenn diese die Abhängigkeit 
fördern und die negativen Folgen für 
das Individuum und die Gesellschaft 
massiv beschleunigen und steigern kön-
nen. Prof. Reynaud zeigte an Beispielen 
wie Sex-, Sport-, Arbeits-, Spiel- oder 
Internetsucht die verschiedenen Facet-
ten substanzunabhängigen Suchtver-
haltens auf. Er erläuterte, welche che-

mischen Prozesse im Gehirn bei 
verschiedenen Gemütszuständen ablau-
fen und dass es in jedem Fall der Kreis-
lauf der Belohnung ist, der aktiviert 
wird. Ausgehend von der Frage, wie  
sehr man Sucht voraussehen und ihr 
entsprechend vorbeugen kann, hat er 
daran erinnert, dass sich in der Ent-
wicklung einer Sucht immer die Wech-
selwirkungen zwischen drei Faktoren 
wiederfinden: zwischen dem Individu-
um (seiner Vulnerabilität oder seinem 
Widerstand), der Substanz(en) und dem 
sozialen Umfeld. 

Der Freiburger Professor Marc-Henry 
Soulet befasste sich mit der Verletzlich-
keit des Individuums angesichts der 
neuen Suchtformen und fragte aus dem 
Blickwinkel des Soziologen nach dem 
goldenen Mittelweg zwischen Banalisie-
rung und Pathologisierung. 

Abgerundet wurde der Tag von Jean-
Daniel Barman, seit einem Vierteljahr-
hundert Direktor der «Ligue valaisanne 
contre les toxicomanies». Die langjähri-
ge Erfahrung ermöglichte es diesem 
Spezialisten aus dem Feld, die Entwick-
lung des Suchtkonzepts zu beschreiben. 
Barman hat auch die Frage aufgewor-
fen, ob der Stress und der zunehmende 
Druck der modernen Gesellschaft dazu 

führe, dass substanzunabhängiges Sucht-
verhalten immer mehr an Bedeutung 
gewinne. 

Workshops  
zu vielfältigen Themen

Auch die Teilnehmenden wurden aktiv: 
In acht Workshops diskutierten sie über 
Themen wie Essstörungen, Spiel-, Kauf- 
oder Onlinesucht, Selbstmedikation, 
Sexsucht, Doping und Abhängigkeit im 
Sport sowie Arbeitssucht und Burn-out.

Kontakt: René Stamm, 
Sektion Drogen, 
rene.stamm@bag.admin.ch

Blick über die Grenzen des traditionellen Suchtkonzeptes 

Gesundheitsmonitoring. Dass der 
Gesundheitszustand der Migrantin-
nen und Migranten in der Schweiz 
schlechter ist als jener der einhei-
mischen Bevölkerung, ist bekannt. 
Das zweite Gesundheitsmonitoring 
bei Personen mit Migrationshinter-
grund in der Schweiz (GMM ll) soll 
weitere Erkenntnisse zum Thema 
liefern.

Die Schweizer Gesundheitspolitik orien-
tiert sich grundsätzlich an der Gewähr-
leistung von gesundheitlicher Chancen-
gleichheit. Diese ist dann gegeben, 
wenn alle in der Schweiz lebenden Per-
sonen dieselbe Chance haben, gesund 
zu sein bzw. ihr Gesundheitspotenzial 
voll auszuschöpfen. Migration per se 
macht zwar nicht krank, jedoch sind Mi-
grantinnen und Migranten gesundheit-
lich besonders vulnerabel und bedürfen 
hinsichtlich der angestrebten Chancen-
gleichheit spezieller Beachtung. Als Ur-
sachen für die höhere Vulnerabilität  
gelten hauptsächlich materielle und 
psychische Belastungen (z. B. ungünsti-
ge sozioökonomische Lage, Diskrimi-
nierung), ungesunde Verhaltensweisen 
(z. B. Tabakkonsum, wenig Bewegung), 
Informationsdefizite und eine schlech
tere Nutzung präventiver Angebote. 
Hinzu kommt, dass das schweizerische 
Gesundheitssystem noch zu wenig  
migrationsgerecht ausgestaltet ist (z. B. 
Sprachbarrieren). Um diesen Benach-

teiligungen entgegenzutreten, lancierte 
der Bund unter der Federführung des 
Bundesamts für Gesundheit (BAG) die 
Bundesstrategie Migration und Gesund-
heit 2002–2007. Im Rahmen dieser 
Strategie wurde 2004 eine erste Befra-
gung zur Gesundheitssituation und zum 
Gesundheitsverhalten der Migrations-
bevölkerung durchgeführt (GMM l).  
Diese Befragung lieferte interessante 
neue Erkenntnisse für die Umsetzung 
erfolgreicher Projekte, zum Beispiel der  
Internetplattform www.migesplus.ch 
(Gesundheitsratgeber für die Migrations
bevölkerung). 

Zweites Gesundheitsmonitoring 
soll weitere Verbesserungs
potenziale aufzeigen

Um nun die Datenlage weiterhin zu ver-
bessern und mittelfristig Veränderungs-
tendenzen im Gesundheitszustand und 
-verhalten der Migrationsbevölkerung 
zu erkennen, hat das BAG ein zweites 
Monitoring in Auftrag gegeben (GMM ll). 
Es ist Teil des Nationalen Programms 
Migration und Gesundheit 2008–2013, 
das Massnahmen in den Bereichen Ge-
sundheitsförderung und Prävention, 
Bildung und Versorgung im Gesund-
heitswesen, interkulturelles Übersetzen 
und Forschung umfasst. 

Die Forschungsergebnisse des GMM ll 
sollen folgende Fragen beantworten:
1. �Was sind die wichtigsten Unterschiede 

zwischen der Migrationsbevölkerung 
und der einheimischen Bevölkerung 
hinsichtlich Gesundheitszustand, 
-verhalten, -kompetenzen und Zu-
gang zum Gesundheitssystem?

2. �Was sind die gesundheitlichen Un-
terschiede innerhalb der Migrations
bevölkerung und welche Gruppen 
sind bezüglich Gesundheit am vul-
nerabelsten?

3. �Was sind die wichtigsten Determi-
nanten der eruierten Unterschiede 
und wie stark sind deren Einflüsse? 
Solche Determinanten können Ge-
schlecht, Alter, Arbeit/Einkommen, 
Bildung, soziale Integration,  
Bedingungen im Herkunftsland, 
Migrationsprozess, Ethnizität,  
aufenthaltsrechtliche Situation und 
Sprachkompetenzen sein.

Stichprobe des GMM ll
Befragt werden insgesamt 3000 Perso-
nen mit Migrationshintergrund. Als Ver-

gleichsstichprobe der einheimischen 
Bevölkerung dient die Stichprobe der 
Schweizerischen Gesundheitsbefragung 
2007.

Die Datenerhebung wird voraussicht-
lich von September bis Dezember 2010 
durchgeführt. Die Leitung des umfang-
reichen Projekts, in das vier Institute in-
volviert sind, liegt bei Jürg Guggisberg, 
Büro Bass. Der Schlussbericht wird auf 
Juni 2011 erwartet.

Kontakt: Thomas Spang, Nationales 
Programm Migration und Gesundheit, 
thomas.spang@bag.admin.ch 

Wie steht es um die Gesundheit von Menschen  
mit Migrationshintergrund?

Stichprobe GMM II Länder Anzahl

Kernstichprobe Portugal, Türkei, Serbien, Kosovo 1800

Zusatzstichprobe I: 
kürzlich Eingewanderte

Türkei, Serbien 400

Zusatzstichprobe II: 
kürzlich Eingebürgerte

Türkei, Serbien 400

Zusatzstichprobe III: 
Asylbereich

Somalia, Sri Lanka 400

Total 3000
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Migration und Gesundheit. Im 
Rahmen des Projekts «Migrant-
Friendly Hospitals» entstehen in 
der Schweiz fünf Kompetenzzent-
ren für eine migrantenfreundliche 
medizinische Versorgung.

Mit dem Nationalen Programm Migrati-
on und Gesundheit 2008–2013 will das 
Bundesamt für Gesundheit (BAG) wei-
terhin darauf hinwirken, dass die Ver-
sorgung in den Spitälern besser auf  
die Migrationsbevölkerung und ihre  
Bedürfnisse zugeschnitten ist. Es wird 
daher eine zweite Etappe von «Migrant-
Friendly Hospitals» umgesetzt. Ziel des 
Pilotprojekts ist, dass sich einige Spitäler 
in Regionen mit hohem Ausländeranteil 
zu Kompetenzzentren im Umgang mit 
Migranten und Migrantinnen entwickeln. 
Sie sollen Kriterien zum optimalen Um-
gang mit der Migrationsbevölkerung in 
ihrem Qualitätssicherungsprozess ver-
ankern. Wichtig sind zudem die Nach-
haltigkeit der vorgesehenen Massnah-
men sowie deren Evaluation und 
Valorisierung. 

Die folgenden Spitäler und Spitalgrup-
pen sind aufgrund ihrer Finanzierungs-
gesuche vom BAG für das Projekt ausge-
wählt worden:
–	Universitätsspital Basel
– �Solothurner Spitäler AG  

& Kantonsspital Aarau
– �Kinderspital Zürich mit Universitäts-

Kinderspital Basel & Ostschweizer 
Kinderspital St. Gallen

– �Centre Hospitalier Universitaire  
Vaudois

– Hôpitaux Universitaires de Genève 

Fachliche und finanzielle  
Unterstützung 

Aus einem Fonds von zwei Millionen 
Franken werden diese Spitäler bei der 
Erarbeitung und Umsetzung von Strate-
gien unterstützt, welche zum Beispiel 

Gesundheit und Migration. Das 
Bundesamt für Gesundheit (BAG) 
lädt die Kantone ein, Gesuche zur 
Finanzierung einer Bedarfsanalyse 
im Bereich Gesundheitsförderung 
und Prävention einzureichen. Es 
soll untersucht werden, ob diese 
Angebote die Migrationsbevölke-
rung genügend miteinbeziehen 
oder ob diesbezüglich Veränderun-
gen nötig sind.

Die Unterstützung kantonaler Bedarfs
analysen ist Teil des Nationalen Pro-
gramms Migration und Gesundheit. Die-
ses hat unter anderem zum Ziel, dass 
Programme im Bereich Gesundheitsför-
derung und Prävention in Planung, Um-
setzung und Evaluation systematisch 
auch migrationsspezifische Faktoren 
berücksichtigen. Der Einbezug der Kan-
tone ist eine wesentliche Voraussetzung 
für das Gelingen dieses Vorhabens. Das 

die transkulturelle Kompetenz ihres 
Personals fördern, den Einsatz professi-
oneller interkultureller Übersetzung op-
timieren und die Behandlungsqualität 
für die Migrationsbevölkerung verbes-
sern. Die Strategieerarbeitung soll Ende 
März 2011 abgeschlossen sein; für die 
Umsetzung ist Juni 2011 bis Juni 2013 
vorgesehen.

Bei der Erarbeitung von migranten-
freundlichen Aktionsprogrammen wer-
den die Beteiligten im Auftrag des BAG 
durch das Büro Evaluanda unterstützt, 
das auf Organisationsanalyse und Bera-
tung sowie Projektevaluation speziali-
siert ist. Zurzeit führt Evaluanda Ausbil-
dungsworkshops für die Projektleiter 
durch und steht bei Bedarf auch für 
Coaching zur Verfügung.

BAG möchte daher die Kantone unter-
stützen, Barrieren zu Gesundheitsför
derungs- und Präventionsangeboten  
abzubauen. Dieses Vorhaben wird 
durchgeführt in Zusammenarbeit mit 
der Stiftung Gesundheitsförderung 
Schweiz und der Vereinigung der Kan-
tonalen Beauftragten für Gesundheits-
förderung in der Schweiz, VBGF.

Migrationsbevölkerung  
ist weniger gesund

Forschungsergebnisse belegen, dass ein 
Teil der Migrationsbevölkerung in der 
Schweiz erheblichen gesundheitlichen 
Risiken ausgesetzt ist. Hauptsächlich 
Migrantinnen und Migranten mit niedri-
gem sozioökonomischem Status, gerin-
ger Gesundheitskompetenz und wenig 
Bildung sind körperlich und psychisch 
weniger gesund als die einheimische 
Bevölkerung. Ihr Zugang zum schweize-
rischen Gesundheitssystem und zu An-

Bei der Entwicklung ihrer Strategien 
können sich die Spitäler zudem auf die 
Empfehlungen des Handbuchs «Diversi-
tät und Chancengleichheit. Grundlagen 
für erfolgreiches Handeln im Mikrokos-
mos der Gesundheitsinstitutionen» ab-
stützen sowie auf weitere Hilfsmittel, 
die das BAG zur Verfügung stellt. Dazu 
gehören eine Auflistung von Qualitäts-
kriterien und eine Anleitung zur Selbst-
evaluation.

Positives Echo von H+
Der Spitalverband H+ hat das BAG bei 
den Vorbereitungsarbeiten für die zwei-
te Etappe von «Migrant-Friendly Hospi-
tals» unterstützt. Der Verband begrüsst, 
dass das BAG dieses neue Projekt lan-
ciert und Unterstützung bietet. «Der 
Umgang mit Diversität und Chancen-

geboten der Gesundheitsförderung und 
Prävention ist zudem wegen fehlender 
System- und Sprachkenntnisse häufig 
erschwert. Das BAG will daher die Kanto-
ne unterstützen, dieses Problem anzuge-
hen. Die finanzierten Bedarfsanalysen 
sollen die Grundlage für Investitionsent-
scheide der Kantone zugunsten einer 
migrationsgerechten Ausgestaltung ih-
rer Programme sein. Im Zentrum sollen 
Fragen stehen wie: In welchen Pro-
grammen bestehen Zugangshürden für 
die Migrationsbevölkerung, was sind 
die Gründe dafür und welche Anpassun-
gen, Weiter- oder Neuentwicklungen 
wären notwendig, damit die Migrations-
bevölkerung an den Aktivitäten chan-
cengleich partizipieren kann?

50 000 Franken Unterstützung
Erwünscht sind insbesondere Abklä-
rungen in den Bereichen Ernährung 
und Bewegung, psychische Gesundheit, 

gleichheit ist eine Führungsaufgabe, die 
in den einzelnen Institutionen umge-
setzt werden muss», heisst es in einer 
Verlautbarung von H+. «Zur Sicherung 
der Qualität ist es zentral, die Bedürfnis-
se der Patientinnen und Patienten rich-
tig wahrzunehmen. Dies bedingt unter 
anderem auch eine gute sprachliche 
Verständigung.»

Weitere Informationen: 
www.miges.admin.ch  
> Gesundheitsversorgung > Projekte

Kontakt: Serge Houmard, 
Nationales Programm  
Migration und Gesundheit,  
serge.houmard@bag.admin.ch 

Zahngesundheit, Sucht, Krebsvorsorge, 
sexuelle und reproduktive Gesundheit, 
HIV und andere sexuell übertragbare 
Krankheiten sowie Gesundheitsförde-
rung am Arbeitsplatz. Die Kantone kön-
nen aber auch weitere Themenbereiche 
vorschlagen. Pro Jahr kann das BAG 
vier Gesuche bewilligen und pro Kanton 
einen Beitrag von maximal 50 000 Fran-
ken leisten. Diesjährige Gesuche kön-
nen noch bis zum 25. Oktober einge-
reicht werden.

Weitere Informationen: 
www.miges.admin.ch 

Kontakt: Martin Wälchli, 
Nationales Programm 
Migration und Gesundheit, 
martin.waelchli@bag.admin.ch

Fünf «Migrant-Friendly Hospitals» in der Schweiz

Bund unterstützt kantonale Bedarfsanalysen
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Sozietales Lernen

 3 Wenn die Gesellschaft lernt
Was passiert, wenn eine Gesellschaft als Ganzes kollektiv lernt? Diesen 
Prozess beschreibt das sozietale Lernen. Erkenntnisse über die Mechanismen 
solcher Lernprozesse liefern unter anderem Antworten zu grundsätzlichen 
Fragen der Prävention. Wie hat die Gesellschaft auf das Elend der Süchtigen in 
den offenen Drogenszenen in den 80er- und 90er-Jahren reagiert? Wie läuft 
der Lernprozess beim Passivrauchen? Beim sozietalen Lernen, dem die zweite 
Suchtakademie 2009 im Tessin gewidmet war, geht es also um den Aufbau von 
Kompetenzen in einer Gesellschaft, um gemeinsam komplexe Probleme 
analysieren und Lösungsansätze entwickeln zu können. Und letztlich muss der 
Wertewandel auch nachhaltig verankert werden.

 4 Interview mit Verena El Fehri und Sandro Cattacin
Wie funktioniert gesellschaftliches Lernen, wie kann es für die Prävention 
genutzt werden und welche Grenzen sind dem sozietalen Lernen gesetzt? Im 
spectra-Interview äussern sich der Soziologieprofessor Sandro Cattacin und 
die Tabakpräventionsspezialistin Verena El Fehri über das Konzept und den 
praktischen Nutzen des sozietalen Lernens, den Austausch von Fachleuten an 
der Tessiner Suchtakademie, die Gefahr der Manipulation und die Chancen 
und Grenzen gesellschaftlicher Lernprozesse.

 8 Eine Grippekampagne in Rekordzeit
In einer Rekordzeit von nur vier Wochen hat das Bundesamt für Gesundheit 
eine Kampagne lanciert, welche die Verbreitung der Grippe in der Schweiz 
eindämmen soll. Drei- bis fünfmal mehr Menschen als in normalen Jahren 
könnten sich nämlich diesen Herbst mit dem Virus anstecken. Einfache 
Botschaften informieren auf witzige Art und Weise, wie jede und jeder 
Einzelne die Verbreitung der Krankheit bremsen kann. Verschiedene bekannte 
Komiker vermitteln diese Botschaften in TV-Spots und betonen dabei: Es ist 
kein Witz!
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Psychische Gesundheit

 3 Migration belastet auch die Psyche
«Depression kann jede/n treffen» ist der Titel einer Informationsbroschüre für 

Betroffene und ihre Angehörigen. Migrantinnen und Migranten sind von 

Depression häufi ger betroffen als Schweizerinnen und Schweizer. Denn der 

Migrationsprozess bringt eine Reihe von Belastungen mit sich – insbesondere 

für die psychische Gesundheit. Deshalb ist die Broschüre mit migrationsspezi-

fi schen Inhalten und Empfehlungen erweitert worden und wird in acht 

Sprachen erhältlich sein. Eine Massnahme, die sich einreiht in den Kontext des 

Nationalen Programms Migration und Gesundheit. Übergeordnetes Ziel ist ein 

chancengleicher Zugang zum Schweizer Gesundheitssystem für alle.

 4 Mit vereinten Kräften gegen Depression

Jeder zweite Mensch erkrankt im Laufe seines Lebens an einer psychischen 

Krankheit. Depression und Suizidalität sind in der Schweiz weit verbreitet. 

Dennoch wird nur jede vierte Person, die unter mittleren bis starken Sympto-

men leidet, behandelt. In mehreren Kantonen haben sich Aktionsbündnisse 

gegen Depression gebildet. Nach Zug und Bern hat vor zwei Jahren auch 

Luzern ein solches Aktionsbündnis lanciert. Hauptziele sind Information und 

Entstigmatisierung. Depression soll als Krankheit anerkannt werden, für die 

man sich nicht zu schämen braucht.

 8 Ein Kurs für Menschen mit HIV und Aids

Wer von einer Infektion mit HIV erfährt, hat viele Fragen. Welche Auswirkun-

gen hat der neue Serostatus auf Beruf, Karriere, Versicherung, Familie, 

Partnerschaft? Neben der medizinischen Betreuung brauchen HIV-Positive 

auch Unterstützung bei der Bewältigung der neuen Lebenssituation. Als Gefahr 

zeigt sich insbesondere die Vereinsamung und drohende Isolation. Ein Kurs für 

Menschen mit HIV, der im Frühjahr erstmals in Arosa durchgeführt wurde, 

liefert erste Hinweise darauf, welche Hilfe Betroffene am dringendsten 

benötigen. Ein zweiter Kurs ist bereits für das Frühjahr 2010 geplant. 
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IDU-Monitoring. Wie wirkungsvoll 
sind Massnahmen der Schadens-
minderung in der Drogenszene für 
die HIV/Aids-Prävention? Wie 
verhalten sich drogeninjizierende 
Personen (IDU) bezüglich HIV-Risi-
ko? Wo sind Schwachstellen in der 
Prävention? Das IDU-Monitoring-
system liefert Antworten zu Fragen 
wie diesen.

Seit 1987 werden in der Schweiz die 
Entwicklung der HIV-Ansteckungen und 
das Verhalten bezüglich HIV/Aids mit 
einem Monitoringsystem beobachtet. 
Ziel ist es, die Wirksamkeit der Aids- 
Bekämpfungsstrategie beurteilen zu 
können, künftige Entwicklungen zu an-
tizipieren und die Strategie entspre-
chend auszugestalten. Das Monitoring 
besteht aus verschiedenen Erhebungen 
in Einrichtungen und bei jenen Bevölke-
rungsgruppen, die von HIV/Aids beson-
ders betroffen sind. Dazu gehören nach 
wie vor drogeninjizierende Personen 
(IDU). Der Anteil HIV/Aids-Betroffener 
in dieser Gruppe ist zwar stabil, aber 
mit rund 10% immer noch relativ hoch. 

Um die Wirksamkeit von Schadensmin-
derungsmassnahmen und das Verhal-
ten der IDU bezüglich HIV zu messen, 
wird in der Schweiz seit Längerem ein 
kontinuierlich effizienteres Überwa-
chungssystem eingesetzt. Es besteht  
aus fünf zum Teil langjährig bewährten 
Instrumenten:

Monitorings der Spritzenabgabe
1. �Laufendes Monitoring der Spritzen-

abgabe in niederschwelligen Einrich-
tungen (NSE), die auf die Schadens-
minderung im Bereich des 
intravenösen Konsums spezialisiert 
sind. Das Monitoring der Spritzenab-
gabe durch die NSE läuft seit 1993. 
Jede NSE, zu deren Hauptaufgaben 
die Abgabe von sterilem Injektions-
material an die Drogenkonsumierenden 
gehört, kommt für das Monitoring in 
Frage. Die Zahl der Einrichtungen, 
die in dieses Monitoring aufgenommen 
wurden, hat sich im Verlauf der Zeit 
erheblich erhöht. Ihre Zahl stieg von 
29 im Jahr 1993 auf 42 im Jahr 2008. 

2. �Schätzung der Zahl der Spritzen, die 
über das Programm zur heroinge-
stützten Behandlung (HeGeBe) abge-
geben werden.

3. �Nationale Erhebung über die Sprit-
zenabgabe in Apotheken. Diese Erhe-
bung wurde 1995, 1997 und 2005 
durchgeführt. Bei der Erhebung im 
Jahr 2005 hat sich gezeigt, dass Apo-
theken weiterhin ein wichtiges Ele-
ment des Instrumentariums darstel-
len: Obwohl der Spritzenverkauf 
zwischen 1996 und 2005 um rund 
30% zurückging, haben die Apothe-
ken monatlich noch rund 84 000 
Spritzen verkauft.

Über die so ermittelten Zahlen lässt sich 
ein Versorgungsgrad der Drogenszene 
mit sauberen Spritzen schätzen. Bei der 
letzten Erhebung lag der geschätzte 
Versorgungsgrad zwischen 47% und 
158% des Bedarfs (Extremwerte).

Monitoring Verhalten
4. �Erhebung zu den Verhaltensweisen 

der Klientel der NSE. Die NSE sind 
hauptsächlich in der Schadensminde-
rung im Bereich HIV- und Hepatitis-
Übertragung tätig, indem sie steriles 
Injektions- und Inhalationsmaterial 
oder Konsumräume zur Verfügung 
stellen. Diese Befragung erhebt Anga-
ben zur Art der konsumierten Dro-
gen, zum intravenösen Konsum und 
zu damit verbundenen Risiken (z. B. 
Spritzentausch), zu sexuellen Risi-
ken, HIV-Tests, Hepatitis-Erkrankun-
gen, Überdosen, Abszessen und zum 
Zugang zur Therapie. Überwacht 
werden auch der intravenöse Kon-
sum und die Benutzung von einer 
oder mehreren gebrauchten Spritzen 
im Freiheitsentzug. Diese Erhebung 
wurde bereits 1993, 1994, 1996, 
2000 und 2006 durchgeführt. 2006 
wurde die Klientel von 22 NSE in  
10 Kantonen befragt.

5. �Expertenpanels. Im Vorfeld der Erhe-
bung von 2006 wurden zudem die be-
reits vorhandenen Daten analysiert 
und Fokusgruppen mit Fachleuten ge-
bildet, die in direktem Kontakt zu den 
Drogenabhängigen stehen (NSE, Ärz-
tinnen und Ärzte, die in spezialisierten 
Therapiezentren für Drogenkonsu-
mierende tätig sind, und Fachperso-
nen, die sich für die Schadensminde-
rung in der Partyszene einsetzen). 
Dabei ging es darum, die Situation 
der Drogenkonsumierenden in Bezug 
auf die Infektionskrankheiten sowie 
die aufgetretenen Probleme zu analy-

Studien zur Spritzenabgabe und zum Verhalten als Instrumente  
zur HIV-Überwachung bei Drogeninjizierenden

sieren. Solche Expertenpanels wer-
den auch in Zukunft eingesetzt.

Die Resultate dieser Untersuchungen 
wurden kursorisch in spectra 81 (S. 11) 
vorgestellt. Im Detail können sie auf  
folgender Homepage heruntergeladen 
werden: www.iumsp.ch «Publications» 
(Raisons de santé Nr. 155b – deutsche 
Version). Dieses Überwachungssystem 
wird dieses und nächstes Jahr in der  
bestehenden Form fortgesetzt. Für das 
Nationale HIV/STI-Programm nach 
2011 wird es voraussichtlich eine Aus-
weitung auf andere sexuell übertrag
bare Krankheiten erfahren. 

Kontakt: Martin Werner, 
Sektion Prävention und Promotion, 
Martin.Werner@bag.admin.ch
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Alkoholprävention. Der Bundesrat 
hat am 30. Juni 2010 die Vernehm-
lassung zur Totalrevision des 
Alkoholgesetzes eröffnet. Er legt 
Entwürfe für zwei neue Gesetze 
vor: ein Spirituosensteuergesetz 
und ein Alkoholgesetz.

Das Alkoholgesetz aus dem Jahr 1932 
gehört zu den ältesten Bundesgesetzen. 
Seine Totalrevision strebt eine umfas-
sende Zusammenführung der Alkohol-
politik des Bundes an. Die Schaffung 
von zwei Gesetzen zielt darauf ab, die 
Interessen des Bundes zu unterschei-
den, zum einen die gesundheitspoliti-
schen, zum andern die fiskalpolitischen 
Zielsetzungen. Diese Trennung ist je-
doch nicht gänzlich wasserdicht, da der 
Steuersatz auf den Spirituosen die For-
derungen des Gesundheitsschutzes be-
rücksichtigen muss.

Das neue Spirituosensteuergesetz 
schafft das Monopol des Bundes auf 
dem Ethanol (Einfuhr und Herstellung) 
ab und zielt so auf eine Liberalisierung 
dieses Marktes. Ausserdem ist eine Ver-
einfachung des Steuer- und Kontrollsys-
tems vorgesehen. 

Der Entwurf für ein Alkoholgesetz wie-
derum sieht vor, die Alkoholbestimmun-
gen unter einem Dach zu vereinen. So-
mit werden Präventionsbestimmungen 
betreffend Bier, Wein und Spirituosen, 
die im Lebensmittelgesetz geregelt wer-
den, ins neue Alkoholgesetz integriert, 
welches momentan und entgegen sei-
nem Namen nur die Spirituosen regelt. 
Diese Tendenz in Richtung einer Har-
monisierung der Bestimmungen hat 

Alkoholsucht. Rund eine Viertel-
million der in der Schweiz leben-
den ab 15-jährigen Personen sind 
alkoholabhängig. Dies ist das 
Resultat einer epidemiologischen 
Neueinschätzung, die von Sucht 
Info Schweiz durchgeführt wurde. 
Die aktuelle Zahl wurde aufgrund 
von heute anerkannten Methoden 
berechnet und bestätigt die bis 
anhin geltende Schätzung aus dem 
Jahr 1997 von rund 300 000 Alko-
holabhängigen weitgehend.

Die aktuelle Quantifizierung der Alko-
holsucht in der Schweizer Gesamtbevöl-
kerung basiert auf einem Modell aus  
17 Schätzungen. Diese wurden mittels 
verschiedener methodologischer Ansät-
ze aus drei unterschiedlichen Datensät-
zen abgeleitet: dem im Rahmen der 
Schweizerischen Gesundheitsbefragung 
2007 durchgeführten AUDIT (AUDIT = 
Alcohol Use Disorders Identification 
Test), den Schweizer Leberzirrhose-
Sterberaten sowie aus externen Schät-
zungen der WHO. Der AUDIT ist ein von 
der WHO entwickelter Fragebogen mit 
zehn Fragen, anhand derer sich ein  

zum Ziel, mehr Kohärenz in der Alko-
holpolitik zu schaffen. Ausnahmen sind 
jedoch insbesondere für die Altersgren-
zen (18 und 16 Jahre), Lockvogelange-
bote (sogenannte Happy Hours, verbo-
ten für Spirituosen, erlaubt für Bier und 
Wein ausser an Freitagen und Samsta-
gen von 21 bis 9 Uhr) und die Werbung 
vorgesehen.
Anstelle neuer Massnahmen gegen Al-
koholangebote zu sehr niedrigen Prei-
sen schlägt der Bundesrat vor, die für 
Spirituosen geltende Verpflichtung zu 
kostendeckenden Preisen auf Bier und 
Wein auszuweiten. Zudem wird eine 
Rechtsgrundlage für Testkäufe vorge-
schlagen, welche zur Überprüfung der 
Einhaltung der Alterslimiten für den 
Verkauf und die Abgabe alkoholischer 
Getränke dienen soll.  

Die Aufgabe des Bundesmonopols und 
die Vereinfachung der Kontrollen führt 
zu einer Aufgabenreduktion, was sich 
auf die Organisation der Eidgenössi-
schen Alkoholverwaltung (EAV) auswirken 
wird. Diese ist derzeit als selbständige 
Anstalt mit dem Vollzug der Alkoholge-
setzgebung betraut. Alcosuisse, das für 
die Einfuhr von Ethanol zuständige Pro-
fitcenter der EAV, soll im Zuge der Revi-
sion privatisiert werden. Der verblei-
bende Teil der EAV soll in die zentrale 
Bundesverwaltung überführt werden.

Die Vernehmlassungsfrist läuft bis am 
31. Oktober 2010. 

Die ausführliche Dokumentation ist on-
line zu finden unter: www.efd.admin.ch 
> Dokumentation > Gesetzgebung

allfälliger problematischer Alkoholkon-
sum identifizieren lässt. 

Vorsichtige Schätzung 
Die meisten der 17 Schätzungen liegen 
zwischen 220 000 und 330 000. Modell-
berechnungen und die Konvergenz der 
Zahlen weisen jedoch darauf hin, dass 
sich ein Wert auf ungefähr 250 000 (= 
3,9 Prozent der Gesamtbevölkerung ab 
15 Jahren) festlegen lässt. Diese Zahl 
muss jedoch mit Vorsicht genossen wer-
den. Ein Vorbehalt entspringt der Tatsa-
che, dass nur eine klinische Untersu-
chung eine Abhängigkeit mit grösserer 
Sicherheit diagnostizieren kann. Scree-
ning-Instrumente wie das AUDIT sind 
lediglich eine Annäherung für eine sol-
che Diagnose. Deswegen ist es wichtig, 
AUDIT-Daten auf der Basis von bestätig-
ten klinischen Diagnosen zu kalibrieren, 
um die Validität der Zahlen zu sichern. 
Zudem ist bekannt, dass gewisse Grup-
pen, die ein besonders hohes Risiko zur 
Alkoholabhängigkeit aufweisen oder  
bereits deswegen in stationärer Be-
handlung sind, bei Befragungen der All-
gemeinbevölkerung – wie es die Schwei-
zerische Gesundheitsbefragung ist – eher 

untervertreten sind. Man kann also da-
von ausgehen, dass die aus dem AUDIT 
gewonnenen Schätzungen und somit 
auch die Zahl der 250 000 Alkoholab-
hängigen eher eine Verzerrung nach un-
ten als nach oben aufweisen.

Eine Herausforderung  
für Epidemiologen

Zahlen zum Ausmass der Alkoholsucht 
sind von grosser Wichtigkeit, sei es für 
die Planung von Behandlungseinrichtun-
gen oder für epidemiologische Analysen. 
Nach wie vor besteht für die Messung 
von Alkoholabhängigkeits-Prävalenzen 
jedoch keine einzelne Standardmethode, 
die anderen eindeutig überlegen wäre, 
was die Berechnungen aufwendig und 
schwierig macht. Mit dem sogenannten 
Triangulationsansatz können relativ zu-
verlässige Zahlen zur Epidemiologie der 
Alkoholabhängigkeit gewonnen werden. 
Dabei werden unterschiedliche Sichtwei-
sen oder Methoden und verschiedenarti-
ge Daten zur Erforschung eines Phäno-
mens herangezogen. So können die 
Berechnungen breit abgestützt und 
Schwächen einzelner Methoden oder 
Datensätze kompensiert werden.

Sucht Info Schweiz
Sucht Info Schweiz ist der neue Name 
der Schweizerischen Fachstelle für Alko-
hol- und andere Drogenprobleme (SFA). 
Sie stellt Fachpersonen aus Prävention, 
Erziehung und Therapie sowie Medien-
schaffenden, Politikerinnen und Politi-
kern und weiteren Interessierten fundier-
te Informationen zur Verfügung. 
Gleichzeitig ist sie oft erste Anlaufstelle 
für Personen mit einem Abhängigkeits-
problem und deren Angehörige. 

Der Bericht « Estimation du nombre de 
personnes alcoolo-dépendantes dans la 
population helvétique» von Hervé Kuen-
dig ist auf Französisch zu finden unter  
www.sucht-info.ch sowie unter
www.alkohol.bag.admin.ch. 

Kontakt: Gabriela Scherer, 
Sektion Alkohol und Tabak, 
gabriela.scherer@bag.admin.ch

Vernehmlassung zur Totalrevision des Alkoholgesetzes

In der Schweiz sind rund 250 000 Menschen alkoholabhängig
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Verhaltenssüchte. Online-Sexsucht 
gilt als am stärksten verbreitete 
Form exzessiver Internetnutzung. 
Die Folgen für die Betroffenen, 
Partner, Familien, Jugendliche  
und die Gesellschaft sind schwie-
rig abzuschätzen. Diese Sucht  
stellt verschiedenste Fachbereiche 
vor neue Herausforderungen. Am 
16. Juni 2010 führte der Fachver-
band Sucht eine interdisziplinäre 
Fachtagung zum Thema durch.

Durch die Verbreitung des Internets 
sind audiovisuelle Darstellungen von 
Erotik, Sexualität und Pornografie ei-
nem breiten Publikum in noch nie dage-
wesenem Mass zugänglich geworden. 
Unauffällig, unbegrenzt und jederzeit ist 
Pornografie online konsumierbar. Sehr 
viele Männer – und auch manche Frau-
en – konsumieren Sexbilder, auf Fotos, 
Videos und live über Webcams. Ein Teil 
von ihnen tut dies in exzessiver, abhän-
giger Weise. Gesellschaftliche Tabuisie-
rung, Grauzonen der Legalität und 
Angst vor Entdeckung schwingen mit. 
An der interdisziplinären Fachtagung 
«Online, Sex und Sucht» in Zürich refe-
rierten und diskutierten Fachleute aus 
Sozialarbeit, Psychologie, Medizin, Seel-
sorge, Pädagogik und Recht über Fak-
ten, Ursachen und Interventionsmög-
lichkeiten.

Chancen und Gefahren 
Der leichte Zugang von Zuhause, Ano-
nymität, niedrige Kosten, die Mannig-
faltigkeit der Angebote, schnelle und 
grenzenlose Kommunikation über grosse 
Distanzen, die Möglichkeit virtueller 
Identitäten und eingeschränkte Kontroll- 
und Zensurmöglichkeiten: Gemäss dem 
Arzt und Psychotherapeuten Dr. Andreas 
Hill sind das die Aspekte, die die beson-
dere Bedeutung des Internets für die Se-
xualität ausmachen. Daraus ergeben 
sich laut Hill viele Chancen, wie etwa  
eine Bereicherung für die sexuellen  
Fantasie sowie das Experimentieren  
in einem sicheren Raum. Gerade für 
schüchterne Menschen mit wenig 
Selbstsicherheit oder Behinderungen 
biete das Internet zudem neue Mög
lichkeiten des sozialen und sexuellen 
Kontakts. Dass Internet-Pornografie (in 
ihrer legalen Form) durchaus ihre posi-
tiven Seiten hat, davon ist auch Prof. Dr. 
Nicola Döring, Professorin für Medien-
konzeption und Medienpsychologie an 
der Technischen Universität Illmenau, 
überzeugt. Das Internet biete insbeson-
dere die Möglichkeit, sexuelle Neigun-
gen und Vorlieben auszuleben, was man 
ausserhalb des Netzes aus Angst vor 
Ablehnung nicht tun würde. Das wirke 
oft befreiend und steigere die Selbstak-
zeptanz. Ausserdem biete das Internet 
sexuellen Minderheiten die Chance, sich 
mit Gleichgesinnten zu vernetzen und 
sich zu unterstützen.

Doch die Grenzen zu den negativen Wir-
kungen sind schnell erreicht. Das gröss-
te Problem der Online-Pornografie ist 
unbegrenzte Verfügbarkeit des Inter-

nets, was es zu einem starken Katalysa-
tor für süchtiges Sexualverhalten macht 
(siehe Artikel über COROMA-Tagung 
Seite 8). Wie Andreas Hill ausführt, bie-
tet es vulnerablen Menschen eine sehr 
einfache Flucht von realen – sexuellen 
und nicht-sexuellen – Beziehungen. Die 
Folgen sind Isolation und Vereinsa-
mung. Weiter können reale Sexualität 
und Beziehungen unter Umständen mit 
der virtuellen Sex-Welt nicht mithalten, 
was zu Kränkungen und schweren Be-
lastungen in Paarbeziehungen führen 
kann. Der Konsum insbesondere von 
Hardcore-Pornografie kann zudem ag-
gressive und abweichende sexuelle Im-
pulse steigern und die Hemmschwellen 
senken, selbst- oder fremdschädigende 
Fantasien im realen Leben umzusetzen. 

Auswirkungen auf Jugendliche
Wie das Referat des Sexualpädagogen 
Bruno Wermuth gezeigt hat, ist Porno-
grafie bei den Jugendlichen fast schon 
eine Selbstverständlichkeit. In einer 
Studie der Universität Fribourg gaben 
48% der 12-jährigen Knaben und 30% 
der gleichaltrigen Mädchen an, schon 
mal Pornografie gesehen zu haben. Bei 

den 15-Jährigen sind es 88% der Kna-
ben und 38% der Mädchen. Wie er  
weiter ausführt, kann ein häufiger, re-
gelmässiger Konsum von Internetpor-
nografie negative Auswirkungen auf die 
sexuelle Realitätskonzeption von Ju-
gendlichen haben. Bei den Jungen ist 
dies vor allem ein sexueller Leistungs-
druck, bei den Mädchen der Druck, ei-
nen perfekten Körper zu haben. Dr. An-
dreas Hill zeigte ausserdem eine Studie, 
laut derer das absichtliche Suchen nach 
Online-Pornografie bei Jugendlichen 
mit schlechten emotionalen Bindungen 
mit der Erziehungsperson, mit delin-
quentem Verhalten, mit problemati-
schem Substanzkonsum und depressi-
ven Symptomen assoziiert ist.

Wo kann Prävention ansetzen?
Zentral für die Prävention von Online-
Sexsucht sind laut verschiedenen Refe-
renten der konstruktive Umgang mit 
dem Internet-Sex. Für Nicola Döring 
sind die Medienkompetenz im Sinne ei-
ner Pornografie-Kompetenz und die se-
xuelle Bildung die besten Mittel der Prä-
vention. Auch Daniel Süss, Professor für 
Medienpsychologie an der Zürcher 

Hochschule für angewandte Wissen-
schaften, betonte die zunehmende 
Wichtigkeit einer Medienpädagogik, die 
sich offen mit Pornografie, Sexualität 
und Rollenbildern auseinandersetzt. 
Medien würden nämlich dort am stärks-
ten wirken, wo keine eigenen Erfahrun-
gen, keine Auseinandersetzung mit an-
deren und eine unklare eigene Position 
vorlägen. Gefragt sind also die Förde-
rung der Kompetenz, Medien und was 
sie uns anbieten, kritisch einschätzen, 
und was uns gut tut, geniessen zu kön-
nen.

Mehr Informationen und Downloads der 
Referate: www.fachverbandsucht.ch 

Kontakt: Sandra Wüthrich, 
Sektion Drogen, 
sandra.wuethrich@bag.admin.ch

Internet-Pornografie: ein Katalysator für Sexsucht  


